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VORWORT

Die Verhinderung einer neuen Schulden-
krise als Frage der Generationengerechtig-
keit
Der zweite Schuldenreport von erlassjahr.de
und Kindernothilfe e.V. kommt in einer Zeit
ständig steigender Schuldenstände in einigen
der ärmsten Staaten, vor allem in Sub-Saha-
ra-Afrika, und angesichts sich verschärfender
Folgen der Weltwirtschafts- und Finanzkrise
heraus. 2010 ist ein Entscheidungsjahr für die
Entwicklung der Weltwirtschaft und die Not-
wendigkeit, verlässliche Strukturen zur Ver-
hinderung einer neuen Schuldenkrise zu
schaffen.

Weltweite Finanzkrise und steigende
Schuldenstände
Am Rande ihrer 22. Jahrestagung in Istanbul
haben IWF und Weltbank eingeräumt, dass
14 Entwicklungsländer ein hohes Risiko von
zum Teil erneuter Überschuldung aufweisen.
Weitere 22 Länder sind spürbar gefährdet,
überschuldet zu werden. Die einzige Antwort
der Internationalen Finanzinstitutionen auf die
drohende, neue Schuldenkrise besteht darin,
neue Finanzmittel für die betroffenen Länder
bereit zu stellen. Zu einem erheblichen Teil
sollen diese Mittel wiederum in Form von Kre-
diten gewährt werden. Finanzmittel werden
natürlich benötigt. Aber auch ein faires und
transparentes Schiedsverfahren unter Ein-
beziehung der Zivilgesellschaft, um die Fi-
nanzhilfen den Menschen zugute kommen zu
lassen, anstelle dauerhaft steigende Schul-
denindikatoren ohne Entwicklungsfortschritte
zu erreichen.

Generationengerechtigkeit
Die Kindernothilfe hat gerade eine Studie zu
der Verwirklichung von Kinderrechten in den
Armutsstrategiepapieren der Weltbank her-
ausgebracht. Untersucht wurde, ob der Ver-
such zur Verwirklichung der Millenniumsziele
und die Mittel aus den Entschuldungsinitiati-
ven die weltweite Armut wirklich bekämpft und
ob dabei die rund 600 Millionen Kinder und
Jugendliche in absoluter Armut berücksichtigt
wurden. Die Einbeziehung von Kindern und
Jugendlichen hat wie die Beteiligung der Zi-
vilgesellschaft zumeist nur geringfügig statt-
gefunden. Der auf der Verwirklichung von Kin-
derrechten basierende Ansatz widerspricht

den nur auf Wirtschaftswachstum orientierten
Programmen von IWF und Weltbank. Nahr-
ungsmittelkrise, geringere Überweisungen
und die zunehmende Staatsverschuldung ver-
ringern die Handlungsspielräume für eine er-
folgreiche Armutsbekämpfung und die Sicher-
ung von sozialen Grunddiensten. Zumeist
werden die durch Überschuldung belasteten
Staatshaushalte über den Abbau sozialer
Leistungen wie Bildung und Basisgesund-
heitsversorgung vor allem zu Lasten der ar-
men Bevölkerung und besonders der Kinder
ausgeglichen. Genau dies passierte schon in
den achtziger Jahren, und die Staatengemein-
schaft, der Internationale Währungsfonds und
die Weltbank brauchten zwei Jahrzehnte bis
sie sich zu einer wirksamen Entschuldung
durchringen konnten. Auch der Bedarf zur Fi-
nanzierung der Maßnahmen gegen den Kli-
mawandel wird nicht nur die Industrieländer,
sondern vor allem die Entwicklungs- und
Schwellenländer stark treffen und das Ver-
schuldungsproblem langfristig verstärken.
Heutige Entscheidungen führen somit zu ei-
ner Belastung für zukünftige Generationen.
Die Finanzkrise mit ihren geringeren Entwick-
lungsausgaben gegenüber einem Ausverkauf
von Rohstoffen und anderen Ressourcen ent-
wickelt dramatische Folgen.

Je mehr ein Entwicklungsland in den Welt-
markt integriert ist, desto stärker sind die Fol-
gen der Weltwirtschaftskrise für Kinder. 20 Mil-
lionen Menschen haben nach Schätzungen
der Internationalen Arbeitsorganisation 2009
gegenüber 2007 ihren Arbeitsplatz verloren.
Weitere 50 Millionen Menschen sind aktuell
zusätzlich vom Verlust des Arbeitsplatzes be-
droht. Arbeitslose Eltern, geringere Verdienst-
möglichkeiten, höhere Kosten für Nahrung
und Energie verschärfen zum Beispiel das
Problem der Kinderarbeit und des Kindes-
missbrauchs. Wenn Kinder mitarbeiten müs-
sen und dadurch ihren Schulbesuch abbre-
chen und sich weniger qualifizieren können,
entstehen langfristige Folgen für die Gesell-
schaft. Die Weltbank und das Entwicklungs-
programm der Vereinten Nationen schätzten
im Oktober 2009, das es durch die Finanz-
krise eine Zunahme von 100 Millionen Men-
schen in extremer Armut gibt.
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Besonders im informellen Sektor fallen so-
ziale Sicherungssysteme weg und es ver-
schlechtert sich die Ernährungssituation.
UNICEF geht davon aus, dass bei den Ge-
sundheitsausgaben gespart wird und dass da-
durch Kindersterblichkeit und Mangelernähr-
ung steigen, oft mit irreversiblen Folgen für
Kinder.

Diese Belastung wird durch den steigenden
Schuldenstand weiter verschärft. Die schnell
wachsende Schuldenlast durch die zunehm-
enden Kreditlinien der internationalen Finanz-
organisationen, wie der Weltbank, sollen zwar
heute die wirtschaftliche Situation stabilisieren
und aus der Krise helfen. Bei der  Auszahlung
der riesigen Summen fehlt jedoch die gesell-
schaftliche Kontrolle und es ist zu erwarten,
dass dadurch ein großer Teil der Gelder ohne
langfristiges Armutsbekämpfungsziel verwen-
det wird. Das führt mangels stark konzessio-
närer Finanzierung zu noch mehr Schulden:
Eine entwicklungs- und damit lebensfeind-
liche Belastung für zukünftige Generationen
und eine Verletzung von Kinderrechten, da
die für ihre Entwicklung notwendigen Res-
sourcen schon heute verbraucht werden.

Zeichen der Hoffnung: Erfolge der Ent-
schuldungsarbeit
Es sind 2009 aber auch Erfolge erreicht wor-
den: Ein internationales Insolvenzverfahren,
mit dem die Überschuldungsprobleme gelöst
werden können, ist eine Grundlage für eine
Verbesserung zu einer auch für zukünftige
Generationen gerechten Verschuldungssitu-
ation. Dieses Verfahren ist in den Koalitions-
vertrag der neuen Bundesregierung aufge-
nommen worden: „Kredite werden wir insbe-
sondere unter Berücksichtigung der Schul-
dentragfähigkeit geben. Entschuldungen von
Entwicklungsländern werden wir nur unter der
Voraussetzung einer transparenten Haus-
haltsführung, der Bekämpfung von Korrup-
tion und Misswirtschaft sowie des Aufbaus
einer soliden Wirtschaftsstruktur und der Stär-
kung der Eigenfinanzierung der Entwick-
lungsländer gewähren. Wir setzen uns zudem
für die Implementierung einer internationalen
Insolvenzordnung ein.“

Ein faires und transparentes Schiedsver-
fahren und die Expertise aus früheren Ent-
schuldungen gibt Hoffnung, dass es eine Lö-
sung für die sich entwickelnde Schuldenkrise
gibt.

Die Entschuldungsbeschlüsse der Gipfel von
Köln 1999 für einige der ärmsten Staaten
(HIPC-2: Heavily Indebted Poor Countries,
hochverschuldete arme Länder) und der mul-
tilaterale Schuldenerlass von Gleneagles
2005 (MDRI) werden den ärmsten Ländern
nach den letzten Berechnungen der Weltbank
in den nächsten 30 Jahren Zahlungen von
rund 170 Milliarden US-Dollar (Nominalwert)
an die Gläubiger des Nordens ersparen. Als
die Kampagne Erlassjahr2000 gegründet
wurde, stellten die Bundesregierung und die
Internationalen Finanzinsttutionen weniger
als ein Zehntel dieser Summe, über die im
Rahmen der damaligen ersten HIPC-Initiative

diskutiert wurde, schon als politisch nicht
durchsetzbare Zumutung für die Gläubiger
hin.

Dazu kamen seither große Schuldenerlasse
im Pariser Club für den Irak (40 Mrd. US-Dol-
lar), Nigeria (18 Mrd. US-Dollar) und die eher
selbst initiierte Entschuldung Argentiniens
(rund 50 Mrd. US-Dollar). Viele Entschuldun-
gen sind durch die gute weltweite Zusam-
menarbeit der Entschuldungsbewegungen in
den betroffenen Staaten und natürlich auch
erlassjahr.de zustande gekommen.

Bei seiner Gründung hatte Erlaßjahr2000,
angelehnt an die Ergebnisse des Londoner
Schuldenabkommens für Deutschland 1953,
für alle Länder eine maximale Schulden-
dienstquote (Schuldendienst zu Exporten)
von maximal 5% gefordert. Die meisten in die
Entschuldungsinitiativen einbezogenen ärm-
sten Länder liegen zumindest noch Ende Jahr
2007 tatsächlich darunter.

Es gibt also, trotz der zunehmenden Ver-
schuldung, Ansätze zu Lösungsperspektiven
für eine neue Schuldenkrise. Ergänzend müs-
sen neue stark konzessionäre Finanzmittel-
quellen für Entwicklungsländer erschlossen
werden. Zum Beispiel durch eine Finanz-
marktsteuer zur Finanzierung der weltweiten
Armutsbekämpfung. Es müssen die Warn-
zeichen ernst genommen werden und das
faire und transparente Schiedsverfahren mög-
lichst schnell eingeführt werden, um einer un-
nützen Neuverschuldung zulasten von so-
zialen Grundrechten und einer Verschlech-
terung der Lebenssituation heute und für die
Zukunft von hunderten Millionen Kindern und
Jugendlichen vorzubeugen.

Dr. Jürgen Thiesbonenkamp
Vorstandsvorsitzender der Kindernothilfe e.V.
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Zu den von der Weltwirtschaftskrise
betroffenen Staaten gehört auch
Kenia. Kenia gehört zudem auch zu
den Staaten, die in größerem Maße
- gerade unter dem Eindruck der Fi-
nanzkrise - zu unterschiedlichen Be-
dingungen neue Schulden aufge-
nommen haben.

Kenia hat durch die Unruhen nach
den Wahlen von 2007 noch an den
Folgen der Gewalt und der Vertrei-
bung von hunderttausenden Men-
schen, vor allem aus dem Riftvalley,
und durch die anhaltende Dürre in
einigen Regionen Kenias ohnehin
stark zu leiden. Die Weltwirtschafts-
krise und ihre Folgen kommen in die-
ser Situation erschwerend hinzu. Die
Einnahmen aus dem Tourismus sind
zurückgegangen. Auch die keniani-
sche Exportindustrie ist stark betrof-
fen. Es gibt Schätzungen der Welt-
bank, die von einer halben Million
zusätzlicher Arbeitslose ausgehen.
Bei den Blumenexportfarmen wur-
den zum Beispiel bis zu 80% der Mit-
arbeiter entlassen. Um die neue Ern-
te einzuholen wurden wieder einige
Mitarbeiter auf den Farmen einge-
stellt. Aber ein Rosenfarmer sagt
stellvertretend für viele Farmer: „Je-
der hofft auf den Valentinstag. Wenn
die Europäer sich wieder beim Kauf
zurückhalten, muss ich hier alle ent-
lassen.“

Bei einer Befragung der Projekt-
partner der Kindernothilfe, wie sich

die Finanzkrise vor Ort ausgewirkt
hat, wird deutlich, wie stark sich die
Folgen auf Kinder auswirken und
wie langfristig Kenia durch die Welt-
wirtschaftskrise betroffen sein wird:

Partner der Kindernothilfe, wie die
Frauenselbsthilfeorganisation PACT
Kenya in Mtwapa bei Mombasa, er-
leben auch ein deutliches Ansteigen
der extremen Formen der Kinderar-
beit, zum Beispiel Kinderprostitution,
in ihrem Umfeld. Wieder andere
Partner sagen, dass extreme ge-
sundheitsschädliche Kinderarbeit
zum Beispiel durch das Schleppen
von großen Steinen für den Straßen-
bau zunimmt. Aber auch die typi-
schen Arbeiten der zunehmenden
Anzahl von Straßenkindern, das Put-
zen von Autos oder Wäsche, Boten-
gänge und manchmal auch krimi-
nelle Handlungen halten die Kinder
und Jugendlichen vom Schulbe-
such ab, der sich durch eine
schlechtere Qualifikation langfristig
negativ auswirkt. Bei den Familien,
die nicht selber etwas im Garten an-
bauen können, verschlechtert sich
die Ernährungssituation deutlich.
Auch die Anzahl der Kinder mit Be-
hinderungen steigt durch Mangel-
ernährung und schlechtes Wasser.

Der Kindernothilfe-Partner Undugu-
Society unterstützt Straßenkinder in
Nairobi. Der Sozialarbeiter Jones
Muchendu spricht von dramatisch
steigenden Straßenkinderzahlen: In

Von Frank Mischo

Die Folgen der Weltwirtschaftskrise für Kinder -
Das Beispiel: Kenia

Bild oben: Viktor muss in Dandora auf der
größten Müllkippe in Kenia arbeiten

SCHULDENREPORT2010SCHULDENREPORT2010SCHULDENREPORT2010SCHULDENREPORT2010SCHULDENREPORT2010 77777

Zu den von der Weltwirtschaftskrise
betroffenen Staaten gehört auch
Kenia. Kenia gehört zudem auch zu
den Staaten, die in größerem Maße
- gerade unter dem Eindruck der Fi-
nanzkrise - zu unterschiedlichen Be-
dingungen neue Schulden aufge-
nommen haben.

Kenia hat durch die Unruhen nach
den Wahlen von 2007 noch an den
Folgen der Gewalt und der Vertrei-
bung von hunderttausenden Men-
schen, vor allem aus dem Riftvalley,
und durch die anhaltende Dürre in
einigen Regionen Kenias ohnehin
stark zu leiden. Die Weltwirtschafts-
krise und ihre Folgen kommen in die-
ser Situation erschwerend hinzu. Die
Einnahmen aus dem Tourismus sind
zurückgegangen. Auch die keniani-
sche Exportindustrie ist stark betrof-
fen. Es gibt Schätzungen der Welt-
bank, die von einer halben Million
zusätzlicher Arbeitslose ausgehen.
Bei den Blumenexportfarmen wur-
den zum Beispiel bis zu 80% der Mit-
arbeiter entlassen. Um die neue Ern-
te einzuholen wurden wieder einige
Mitarbeiter auf den Farmen einge-
stellt. Aber ein Rosenfarmer sagt
stellvertretend für viele Farmer: „Je-
der hofft auf den Valentinstag. Wenn
die Europäer sich wieder beim Kauf
zurückhalten, muss ich hier alle ent-
lassen.“

Bei einer Befragung der Projekt-
partner der Kindernothilfe, wie sich

die Finanzkrise vor Ort ausgewirkt
hat, wird deutlich, wie stark sich die
Folgen auf Kinder auswirken und
wie langfristig Kenia durch die Welt-
wirtschaftskrise betroffen sein wird:

Partner der Kindernothilfe, wie die
Frauenselbsthilfeorganisation PACT
Kenya in Mtwapa bei Mombasa, er-
leben auch ein deutliches Ansteigen
der extremen Formen der Kinderar-
beit, zum Beispiel Kinderprostitution,
in ihrem Umfeld. Wieder andere
Partner sagen, dass extreme ge-
sundheitsschädliche Kinderarbeit
zum Beispiel durch das Schleppen
von großen Steinen für den Straßen-
bau zunimmt. Aber auch die typi-
schen Arbeiten der zunehmenden
Anzahl von Straßenkindern, das Put-
zen von Autos oder Wäsche, Boten-
gänge und manchmal auch krimi-
nelle Handlungen halten die Kinder
und Jugendlichen vom Schulbe-
such ab, der sich durch eine
schlechtere Qualifikation langfristig
negativ auswirkt. Bei den Familien,
die nicht selber etwas im Garten an-
bauen können, verschlechtert sich
die Ernährungssituation deutlich.
Auch die Anzahl der Kinder mit Be-
hinderungen steigt durch Mangel-
ernährung und schlechtes Wasser.

Der Kindernothilfe-Partner Undugu-
Society unterstützt Straßenkinder in
Nairobi. Der Sozialarbeiter Jones
Muchendu spricht von dramatisch
steigenden Straßenkinderzahlen: In

Von Frank Mischo

Die Folgen der Weltwirtschaftskrise für Kinder -
Das Beispiel: Kenia

Bild oben: Viktor muss in Dandora auf der
größten Müllkippe in Kenia arbeiten

Schuldenreport_2010.indd   7 04.01.2010   13:41:12 Uhr

zur

Dru
ckf

reig
abe



88888 SCHULDENREPORT2010SCHULDENREPORT2010SCHULDENREPORT2010SCHULDENREPORT2010SCHULDENREPORT2010

Nairobi allein fast 100.000. Bei ei-
nem Besuch im Kiberaslum von Nai-
robi der Familien von Straßenkin-
dern lassen sich schnell auch ehe-
malige Angestellte aus der Blumen-
industrie oder von Hotels finden. Ihre
Kinder arbeiten, um das Familien-
einkommen der arbeitslosen Eltern
zu unterstützen.

Viktor musste die erste Klasse der
Schule verlassen und mit seinen El-
tern nach Nairobi ziehen, weil es nir-
gendwo eine Perspektive für die El-
tern gab, eine neue Arbeit zu finden.
Bis März hatten seine Eltern noch
auf einer Rosenfarm im Riftvalley
gearbeitet. Jetzt arbeitet Viktor mit
seinen Eltern in Dandora, der grös-
sten Müllkippe in Nairobi. Vor einem
Jahr haben hier knapp 5.000 Men-
schen gearbeitet. Jetzt sind es
10.000 und täglich kommen neue
Menschen hinzu. Manche über-
nachten sogar im Müll, weil sie nir-
gendwo anders hin können. Bis zu
umgerechnet einem Dollar am Tag
kann Viktor auf der Müllhalde durch
das Sammeln von Verwertbarem
verdienen. In der giftigen Luft und
durch den gesundheitsgefährden-
den Müll ist Viktor ständig von
Krankheit, Infektionen, Unfällen und
Gewalt durch konkurrierende Müll-
sammler bedroht. Die Zukunft eini-
ger Kinder endet hier, wenn sie nicht
von Organisationen wie der Un-
dugu-Society unterstützt werden
können.

Die Regierung ist hier nicht präsent.
Es fehlt nicht nur an wirtschaftlichen
Beschäftigungsperspektiven; es
fehlt auch an Möglichkeiten zur Fi-
nanzierung von Infrastruktur und so-
zialer Grundversorgung. Dafür wur-
den 2009 große Kredite beim Inter-
nationalen Währungsfonds in Höhe
von 413 Millionen US-Dollar und von
einigen anderen Banken und Ge-
berstaaten, wie zum Beispiel China,
aufgenommen. Nur wenig von die-
sem Geld wird bei den mittlerweile
zehn Millionen Hungernden von den
37 Millionen Kenianern ankommen.
Der stellvertretende Sprecher des
kenianischen Menschenrechts-
ausschusses Tom Kagwa macht
deutlich: „Wir haben schon häufig er-
lebt, dass die Regierung Kredite bei
IWF und Weltbank zur Armutsbe-
kämpfung aufnimmt. Anstelle bei
den Armen kommt das Geld eher bei

Prestigeprojekten an, die nur We-
nigen zugute kommen und durch
den Missbrauch, dass die Entwick-
lungschancen aller zugunsten des
Reichtums weniger für mehr als die
30 Jahre Kreditlaufzeit reduziert wer-
den. Und da durch diese Ungerecht-
igkeit Menschen - und besonders die
verletzlichste Gruppe der Kinder -
unter extremer Armut leiden müs-
sen, bin ich als Menschenrechts-
aktivist direkt durch die langfristige
Neuverschuldung betroffen“.
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von Jürgen Kaiser

Die Folgen der Finanzkrise: eine neue Landkarte der Ver-
schuldung

1 siehe ausführlich dazu den Beitrag von Irene
Knoke in diesem Schuldenreport.
2 "Weltbank warnt vor schwerster Rezession
seit den dreißiger Jahren"; Spiegel Online,
9.12.08.
3 Gesicherte Daten für 2009 liegen noch nicht
vor. Es wird geschätzt, dass global das Niveau
von 118 Mrd. US-$ knapp gehalten werden
kann. Allerdings reduzieren einzelne Geber
ihre Aufwendungen drastisch wie z.B. Italien;
bei einzelnen neuen Gebern aus Mittelosteu-
ropa soll sie ganz wegfallen.
4 IMF: "Crisis hits low-income countries worse
than anticipated.." Press release 09/340; Oct.
1st 2009. Die Weltbank war sogar von nur
1,2% ausgegangen

1. Aus der Boomphase in die
Schuldenkrise
Zwischen der Ostasienkrise 1998
und dem Zusammenbruch der US-
Investment Banken im Sommer
2008 hat die Weltwirtschaft  - unter-
brochen nur von einem kleinen Ein-
bruch nach dem 11.9.2001 - eine der
längsten ununterbrochenen Boom-
Phasen in der Geschichte des mo-
dernen Kapitalismus erlebt.
Für die zu Beginn dieser Phase kri-
tisch verschuldeten Länder mit nie-
drigem oder mittlerem Einkommen
bedeutete dies eine spürbare Ent-
spannung der noch zu Beginn der
Dekade kritischen Schuldensitua-
tion. In den ärmsten Ländern führte
die Kombination von hohem Wirt-
schaftswachstum und Entschuldung
im Rahmen der globalen Initiativen
HIPC und MDRI dazu, dass Zahl-
ungsfähigkeit graduell wiederherge-
stellt wurde, und dass auch be-
grenzte Erfolge bei der Entwick-
lungsfinanzierung zu verzeichnen
waren. Das galt nicht für alle Nied-
rigeinkommensländer, nicht einmal
für alle, die durch die genannten
Entschuldungsinitiativen begünstigt
wurden, aber für eine deutliche
Mehrheit.1 Zwei Gruppen von Län-
dern hatten gleichwohl weiterhin mit
Überschuldungsproblemen zu
kämpfen:

• einige Mitteleinkommens-
länder, deren Schuldenindikatoren
trotz der Wachstumserfolge hoch
blieben, weil ihre Schuldenstände

gar nicht oder nur unzulänglich redu-
ziert wurden; Beispiele dafür sind
Argentinien und Ecuador;
• einige ärmere Länder in aus-
sergewöhnlichen politischen Situ-
ationen, bis hin zu ‘failed states’, mit
teilweise absurd hohen Schulden-
ständen, die aber seit langem nicht
mehr bedient wurden; ein Beispiel
dafür ist Zimbabwe.

Die US-amerikanische Bankenkrise
und ihre Auswirkungen auf die Welt-
wirtschaft änderten dieses insge-
samt positive Bild grundlegend: Mit
starken regionalen Unterschieden ist
die weltweite Wirtschaftsleistung im
Jahr 2009 nur noch um 0,9% ge-
wachsen.2 Auf vier Kanälen wird die
Krise aus den reichen in die ärmeren
Länder übertragen:
• Rückgang der Direkt- und
Portfolioinvestitionen sowie der Kre-
ditvergabe von Nord nach Süd;
• Rückgang der Überweisung-
en von Migrant/innen in ihre Heimat-
länder;
• Rückgang der Nachfrage
nach Exportprodukten des Südens
und in Folge auch ein Preisverfall;
• Stagnation oder bei einzelnen
Gebern sogar Rückgang bei der glo-
balen Entwicklungshilfe.3

Niedrigeinkommensländer als
ganze Gruppe werden nach Voraus-
sagen des IWF statt real um 5 und
7% wie vor der Krise nur noch um
2,4% wachsen.4 Das ist weniger als
das Bevölkerungswachstum vieler
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5 UN Conference on the World Financial and
Economic Crisis and its Impact on Develop-
ment; June 24th 2009; World Bank Statement
delivered by Managing Director Ngozi Okonjo-
Iweala
6 http://www.timesonline.co.uk/tol/
life_and_style/health/article5904637.ece
7 http://bit.ly/wb-dsf

Niedrigeinkommensländer, so dass
das Pro-Kopf Sozialprodukt real
stagniert oder gar schrumpft. Aber
auch hier gibt es starke Unterschie-
de von Land zu Land. Manche Län-
der sind überproportional betroffen,
andere kommen relativ unbeschadet
durch die Krise. Wer besonders be-
troffen sein wird, soll in Abschnitt (6)
näher betrachtet werden.

Zwei weitere Punkte sind für die Dis-
kussion um die Auswirkungen der
Krise auf Niedrig- und Mitteleinkom-
mensländer und deren Bewältigung
von besonderer Bedeutung:
• Die Entstehung der Krise liegt
in der ausschließlichen Verantwort-
ung der reichen Länder, insbeson-
dere des US-amerikanischen Ban-
kensystems. Die ärmeren Länder
sind – z.T. sogar überproportional –
von einem wirtschaftlichen Einbruch
betroffen, für den sie selbst keinerlei
Verantwortung tragen. Das war bei
früheren regionalen Wirtschafts-
krisen wie z.B. der Ostasienkrise
1998, oder der "Tequila"-Krise von
1994 nicht der Fall.
• Für Menschen, die ohnehin
an oder unterhalb der absoluten Ar-
mutsgrenze in den Ländern des Sü-
dens leben, wird die Krise lebens-
bedrohlich. Die Weltbank erwartet,
dass allein durch die Auswirkungen
der Krise zwischen 55 und 90 Millio-
nen Menschen zusätzlich unter die
globale Armutsgrenze von 1,25 US-
$ am Tag abrutschen. 93 Mio Men-
schen mehr als bislang von der ILO
prognostiziert werden als "Working
Poor" zu kategorisieren sein; d.h. sie
haben Arbeit, aber können von
ihrem Arbeitseinkommen ihren Le-
bensunterhalt nicht bestreiten.5

Die Weltgesundheitsorganisation
schätzt, dass allein infolge der Krise
zwischen 200.000 und 400.000
Kinder pro Jahr an Unterernährung
und vermeidbaren Krankheiten ster-
ben werden.6 Bislang ist nicht be-
kannt geworden, dass – wie etwa in
der Weltwirtschaftskrise 1929 – auch
nur ein einziger amerikanischer oder
europäischer Investment-Banker
sich per Fenstersturz das Leben ge-
nommen hätte. Das Sterben wurde
erfolgreich in die ärmeren Länder
exportiert.

2. Ein globales Dilemma: Die
Wirtschaft stimulieren um den
Preis von Überschuldung?
Die Krise hat einen wirtschaftspo-
litischen Paradigmenwechsel ange-
stoßen, von dem wenige Jahre
zuvor niemand zu träumen wagte.
Staatliche Interventionen – in der
Hochzeit des Neoliberalismus mit
der Wurzel aller wirtschaftlichen
Ineffizienz gleichgesetzt - wurden
über Nacht zum notwendigen Instru-
ment, um einen Zusammenbruch
des weltweiten Finanzsystems mit
unabsehbaren Konsequenzen über-
haupt abzuwenden.
Das Problem war, dass nur die we-
nigsten Staaten in den Phasen ho-
hen Wachstums ausreichend  Re-
serven angelegt hatten, um umfang-
reiche öffentliche Stimulanzpro-
gramme aus eigenen Mitteln finan-
zieren zu können. Vielmehr waren
fast alle Staaten gezwungen, sich
das Geld bei denen zu leihen, die
es hatten, überwiegend reichen pri-
vaten Anlegern an den globalen Fi-
nanzmärkten. So verzeichnen viel-
fach diejenigen einen beträchtlichen
Zuwachs an Einfluss durch die Kri-
se, welche zu ihrer Entstehung ent-
scheidend beigetragen haben.
Aber auch dazu waren nicht alle
Länder gleichermaßen in der Lage.
Grundsätzlich konnten es Indus-
trieländer besser als Schwellen-
länder, aber auch unter den Indu-
strieländern führte der Finanzbedarf
zu bedrohlichen Überschuldungssi-
tuationen bis hin zur Herabstufung
von EU-Mitgliedsstaaten wie Griech-
enland, Irland und Spanien durch die
Internationalen Ratingagenturen.
Besser zurecht kamen einige be-
deutende Schwellenländer mit
großen Devisenreserven, vor allem
China.
Die meisten ärmeren Länder mus-
sten indes vorsichtig ausloten, wel-
che finanziellen Spielräume ihre Re-
gierungen hatten, ohne die Wirt-
schaft in eine neue Überschuld-
ungskrise zu stürzen, sobald die auf-
genommenen Kredite zur Rückzahl-
ung fällig werden. Die Weltbank hat-
te im Hinblick auf die Neukreditver-
gabe an Länder, welche durch die
HIPC/MDRI-Initiative entschuldet
worden waren, 2006 das "Rahmen-
werk für Schuldentragfähigkeit"
(Debt Sustainability Framework -
DSF) geschaffen.7 Durch das DSF
gibt die Weltbank aufgrund mehr
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Die möglicherweise größte Bedroh-
ung für die nationalen Haushalte der
Entwicklungsländer liegt in den Fol-
gen des Klimawandels und den sich
daraus ergebenden Anforderungen:
Obgleich die armen Länder so gut
wie gar nichts zum Klimawandel bei-
getragen haben, haben sie schon
heute unter den Auswirkungen am
meisten zu leiden. Steigende Mee-
resspiegel, zunehmende Wasser-
knappheit, sich ändernde Wetter-
phänomene, die Zunahme von Kli-
makatastrophen, Trockenheit einer-
seits und Überschwemmungen an-
dererseits, all diese heute schon zu
beobachtenden Phänomene erfor-
dern in den Entwicklungsländern
umfassende Anpassungsmaß-
nahmen (Adaptation). Sollten diese
ausbleiben, droht eine Zunahme
hoher menschlicher und volkswirt-
schaftlicher Kosten durch externe
regional auftretende Klimaschocks,
aber auch mittel- und langfristige
Auswirkungen auf den Lebensstan-
dard, das Wirtschaftswachstum und
damit auf die Anstrengungen im Be-
reich der Armutsbekämpfung. Sehr
schnell könnten Regierungen ange-
sichts knapper werdender Haus-
halte dann wieder vor der Entschei-
dung stehen, ob sie den Schulden-
dienst bezahlen oder ihre Mittel lie-
ber in die Armutsbekämpfung steck-
en. Aber damit nicht genug: Um das
Weltklima zu retten, werden auch die
Entwicklungsländer schon sehr bald
– trotz ihres niedrigen Entwicklungs-
niveaus – zu der weltweiten Redu-
zierung an Treibhausgasen beitra-
gen müssen (Mitigation). Hierfür
sind umfassende Technologietrans-
fers und -kooperation nötig.

Doch wer soll das alles bezahlen?
Die Schätzungen über die Kosten
solcher Maßnahmen gehen weit
auseinander: Den höchsten Bedarf
haben die britische Entwicklungs-
organisation Oxfam und das Ent-

wicklungsprogramm der Vereinten
Nationen (UNDP) ermittelt. Sie ge-
hen von Kosten über 50 Mrd. US$
jährlich (Oxfam) bzw. 86 Mrd. US$
jährlich (UNDP - für das Jahr 2015)
aus. Aber auch Schätzungen der
Weltbank, des Weltklimarates oder
anderer Experten gehen von min-
destens zweistelligen Milliardenbe-
trägen aus. Wichtig ist dabei, dass
dieser Betrag zusätzlich zu der offi-
ziellen Entwicklungszusammen-
arbeit bereit gestellt wird, d.h. er
muss auch über die lange gemach-
te, nie erreichte 0,7%-Zusage hin-
ausgehen.

Bislang zeichnet sich die Finanzier-
ung der Anpassungskosten aber
eher durch die unermüdliche Neu-
gründung von speziellen Fonds aus
(für die ärmsten Länder, für techno-
logische Kooperation, etc.) als durch
die unermüdliche Zusage zur Be-
stückung derselben. Doppelungen
sind häufig, nur eines haben die
Fonds gemeinsam: In den Manage-
mentstrukturen sind die Entwick-
lungsländer deutlich unterrepräsen-
tiert. Bevor es also überhaupt um
Milliardenbeträge geht, versuchen
viele – vor allem geberdominierte –
Institutionen wie die Weltbank sich
ihre Anteile an dem Geschäft zu
sichern. Gegenwärtig stehen in den
Fonds weniger als 5 Mrd. US$ über-
haupt zur Verfügung, von denen nur
ein Teil als Zuschuss vergeben wird.
So stehen z.B. für die dringlichsten
Anpassungsmaßnahmen in den
ärmsten Ländern derzeit gerade
einmal 180 Mio. US$ als Zuschuss
zur Verfügung, 500 Mio. US$ sollen
es in den kommenden 4 Jahren wer-
den. Peanuts. Kreditgestützte Ko-
finanzierungen sind hingegen üb-
lich, häufig auch unter Beteiligung
der Privatwirtschaft. Einige dieser
Fonds vergeben von vornherein nur
oder überwiegend Kredite.

So müssen also die Entwicklungs-
länder zahlen, für etwas, das sie sel-
bst nicht verursacht haben, während
die Verursacher neue Hebel an die
Hand bekommen, die Entwicklungs-
länder an der Leine der Auslands-
verschuldung zu belassen. Dabei
geht es genau genommen bei der
Finanzierung von Anpassungsmaß-
nahmen nicht um einen Akt der
Nächstenliebe, sondern um Wieder-
gutmachung angerichteter Schäden.
Es ist in der Geschichte wohl einma-
lig, dass Reparationszahlungen in
Form von Krediten vergeben wer-
den.

Eine solch umfassende Aufgabe ist
anspruchsvoll, aber machbar, es be-
dürfte lediglich ein wenig politischen
Mutes, um neue Finanzierungs-
mechanismen durchzusetzen: die
Bepreisung von CO2- Emissionen,
eine Flugticketabgabe, Finanztrans-
aktionssteuern; zahlreiche Vor-
schläge liegen auf dem Tisch. Letzt-
endlich könnten auch Schuldener-
lasse für die Länder, die bislang von
Erlassen ausgeschlossen sind, zur
Finanzierung von Anpassungsmaß-
nahmen beitragen. In jedem Fall
aber muss zügig gehandelt werden.
Sonst dürften schon sehr bald einige
Entwicklungsländer wieder vor der
Frage stehen: Armutsbekämpfung
durch Anpassung oder erneute Ver-
schuldung?

Irene Knoke

Klimawandel und Neuverschuldung
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8 Beispiele dafür sind Kredite für große
Wasserkraftwerke in Bhutan, die eigentlich
den Rahmen der zulässigen Kreditaufnahme
bei weitem sprengen, sowie die Finanzierung
eines Straßenbauprogramms in Kigali
(Ruanda) durch einen marktmäßigen Kredit
der chinesischen ExIm-Bank. Auch hier er-
teilte die Weltbank dem Schuldner, dem ei-
gentlich die Aufnahme nicht-konzessionärer
Kredite untersagt worden war, nach Konsul-
tation mit anderen Gebern Ruandas eine Aus-
nahmegenehmigung. Siehe: IMF Country
Report No. 09/264, August 2009, http://
www.imf.org/external/pubs/ft/scr/2009/
cr09264.pdf
9 Traditionell erschien "Global Development
Finance", bzw. die "World Debt Tables", wie
sie ursprünglich hießen, im Frühsommer
eines jeden Jahres und erhielten mehr und
aussagekräftigere Daten, als die Versionen
der letzten Jahre. Dafür wird die früher
kostenlose Veröffentlichungen nun für 400
US-$ pro CD verkauft.
10 Schuldenstand im Verhältnis zum So-
zialprodukt (EDT/GNI), Barwert des Schul-
denstandes im Verhältnis zu den Export-
einnahmen (PV/XGS) und Schuldendienst im
Verhältnis zu den Exporteinnahmen (TDS/
XGS)
11 http://www.erlassjahr.de/themen/
laenderinfo/die-schulden-die-entschuldung-
und-unser-partnerland.html

oder weniger seriöser Berechnun-
gen der zukünftigen Tragfähigkeit
der Auslandsschulden eines Landes
vor,  wieviel an neuen Krediten auf-
genommen werden darf. Nimmt ein
Land mehr oder teurere Kredite auf,
droht ihm eine Reduzierung der
zinsgünstigen Mittel aus der IDA,
dem "Weichkredit"-Fenster der Welt-
bank.
In der Folge der Krise hat das zu-
nächst als Allzweckwaffe gegen
künftige Schuldenkrisen gepriesene
DSF erhebliche Veränderungen er-
lebt. Vor allem wurde es unter dem
Druck der Notwendigkeit, Rezessio-
nen abzuwenden, "flexibilisiert". Das
heißt: Der Zielkonflikt zwischen Wirt-
schaftsankurbelung und Schulden-
vermeidung kann im Einzelfall und
nach Gusto der Weltbank auch in
Richtung auf die Wirtschaftsankur-
belung aufgelöst werden.8

Wie die massiven öffentlichen Fi-
nanzierungen sich auf die Schul-
dentragfähigkeit tatsächlich auswir-
ken werden, lässt sich im Moment
der Ausleihe selbst naturgemäß
nicht beurteilen. Der Moment der
Wahrheit kommt, wenn  Zinsen für
zahlreiche, wenig koordinierte Kre-
dite sich aufsummieren, und wenn
Rückzahlungen fällig werden. Bis
dahin sehen die Prognosen der In-
ternationalen stets gleich aus: es
wird von Wachstumserfolgen ausge-
gangen, die den Nenner der wich-
tigen Indikatoren ansteigen lassen;
dadurch verlieren selbst steigende
Schuldenbelastungen relativ an Ge-
wicht, und Schulden werden "trag-
bar".
Dass bislang noch jede Schulden-
krise dadurch ausgebrochen ist,
dass exakt diese frommen Wünsche
aus unterschiedlichen Gründen
nicht Wirklichkeit geworden sind,
ficht in Washington (noch) niemand
an. Schließlich verbindet sich mit
dem DSF zuallererst eine Machtaus-
weitung der Internationalen Finanz-
institutonen selbst: Wo die Weltbank
in früheren Jahren erst im Zuge der
Bewältigung der Schuldenkrisen
weit reichende Interventionsmög-
lichkeiten in die Wirtschaftspolitik
ihrer Mitgliedsstaaten gewann
("Strukturanpassung"), muss sie nun
sogar ex-ante gefragt werden, wenn
ein Land bei einer dritten Partei Geld
leihen möchte. Eine Traumkonstella-
tion für jeden Bürokraten!

3. Diagnosen auf schwacher
Datenbasis
Vorhersagen künftiger Überschul-
dung sind in der Finanzkrise noch
mehr als sonst gewagte Unterfan-
gen. Dies liegt unter anderem auch
daran, dass es global keine aktu-
ellen, alle Länder umfassende Da-
tenbasis zur Verschuldung von Staa-
ten gibt. Die im November9 erschie-
nene 2009-Ausgabe des Weltbank-
Standardwerks "Global Develop-
ment Finance" liefert einheitliche Da-
ten über fast alle Nicht-OECD-Staa-
ten mit Stand Ende-2007. Diese An-
gaben sind naturgemäß von den
Auswirkungen der Finanzkrise noch
gänzlich unberührt und daher für die
vorliegende Analyse nur als Ver-
gleichsgrößen bezüglich Vor- und
Nachkrisen-Indikatoren brauchbar.
Alle relevanten Daten müssen daher
aus drei Typen von Quellen zusam-
mengestellt werden:

• Länderanalysen der Interna-
tionalen Finanzinstitutionen im Zu-
sammenhang mit Artikel-IV-Konsul-
tationen des IWF sowie Weltbank-
Länderprogrammen. Für zahlreiche
Niedrigeinkommensländer stehen
inzwischen Schuldentragfähigkeits-
analysen (LIC-DSAs) im Internet zur
Verfügung.
• Informationen der Zentralban-
ken und Finanzministerien der ein-
zelnen Schuldnerländer. Hier gibt es
eine große Bandbreite von veröffent-
lichten Informationen, von aufge-
schlüsselten Gläubigerprofilen und
Dollar-genauen Angaben über den
Schuldendienst der nächsten Jahre
bis hin zu Seiten, die sich gar nicht
aufrufen lassen oder den Besucher
auf die Tourismusseite des ent-
sprechenden Landes leiten.
• Informationen aus nationalen
Medien und unabhängigen akademi-
schen oder NRO-Untersuchungen.
Problematisch ist, dass Daten aus
diesen drei Quellen in vielen Fällen
widersprüchlich sind. Selbst An-
gaben des IWF weichen in manchen
Fällen von denen der Weltbank ab.
Wir verzichten deshalb darauf, die
zentralen Schuldenindikatoren,
nach denen sich Überschuldung ge-
meinhin bemisst10, für alle hier unter-
suchten Länder anzugeben. erlass-
jahr.de stellt ausführlichere Länder-
analysen, in denen diese Daten län-
derbezogen und mit den notwendi-
gen Anmerkungen im Einzelfall dar-
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12 (siehe Fn10): EDT/GNI: 40%; PV/XGS:
150%, TDS/XGS: 5%. Bei allen diesen
Grenzwerten wurden länderspezifische Um-
stände berücksichtigt, und auch, dass die IFI's
abhängig von der jeweiligen institutionellen
Stärke sowie der Qualität der Regierungspo-
litik höhere oder niedrigere Grenzwerte bei
EDT/GNI sowie PV/XGS ansetzt. Der
Indikator TDS/XGS ist ein von erlassjahr.de
definierter Grenzwert.
13 IMF: The Implications of the Global Finan-
cial Crisis for Low Income Countries; March
2009; sowie: IMF: The Implications of the Glo-
bal Financial Crisis for Low Income Countries
- an Update; September 28, 2009
14 Zwei weitere Länder – Barbados und
Estland – gehören eigentlich ebenfalls zum
DRS. Sie berichten aber nicht, weswegen die
Weltbank in GDF auch keine Daten über sie
veröffentlicht.

192 Staaten sind Mitglied der Internationalen Finanzinstitutionen; davon sind
134 Länder im Debtor Reporting System der Weltbank; davon haben
35 Länder zweifelsfrei kein Auslandsschuldenproblem; bleiben
99 Länder mit einem "Anfangsverdacht"; davon erweisen sich
13 Länder bei der Untersuchung als problemlos; bleiben
86 Länder mit einer möglicherweise kritischen Auslandsverschuldung; von
diesen sind

10 Länder aktuell zahlungsunfähig
27 Länder haben Schulden jenseits aller kritischen Grenzwerte; weitere
23 Länder liegen auf oder knapp über den Grenzwerten, und bei
26 Ländern werden die Grenzwerte klar unterschritten, aber sie sind in
Gefahr, durch externe Schocks schnell in eine Überschuldungssituation
abzugleiten.

gestellt werden.11 Daher beschrän-
ken wir uns auf die standardisierte
Beurteilung der aktuellen Verschul-
dung bzw. der durch die die Welt-
finanzkrise bestehenden weitergeh-
enden Risiken.

4. Typen künftiger Überschul-
dung
Die folgende Klassifizierung baut auf
die Untersuchung von Ländern aus
der Gesamtheit derjenigen 134
Staaten, die dem Debtor Reporting
System der Weltbank angeschlos-
sen sind, und bei denen ein "An-
fangsverdacht" auf eine mögliche
Überschuldungssituation bereits vor
der Krise oder im Zusammenhang
mit dieser besteht.
Auf der Grundlage der Daten von
Global Development Finance be-
steht ein solcher "Anfangsverdacht"
bei 99 Ländern.
Für diese wurden möglichst aktuelle
Daten aus den drei oben genannten
Quellen zusammengestellt. Hinzu-
gezogen wurden die Einschätz-
ungen der Internationalen Finanzin-
stitutionen sowie unabhängiger Be-
obachter hinsichtlich der Gefähr-
dung der betroffenen Länder durch
die sich weiter zuspitzende Krise. Im
Ergebnis wurden die Länder in zwei
Beurteilungskategorien zusammen-
gefasst:

(a) Aktuelle Schuldenindikatoren
• "unproblematisch"
• "mittel": Schuldenindi-
katoren an oder knapp über
den von IFIs bzw. von erlass-
jahr.de als kritisch angese-
henen Grenzwerten
• "hoch": Schuldenindi-
katoren deutlich über den je-
weiligen Grenzwerten12

• "im Default": Länder,
die aktuell ihre Auslandsver-
bindlichkeiten nur zu einem
geringen Teil oder gar nicht
bedienen.

(b) Risiko einer Verschlechterung
der Zahlungsfähigkeit im Zusam-
menhang mit der Weltfinanzkrise

• "hoch"
• "mittel"

Bei Niedrigeinkommensländern
orientiert sich diese Einschätzung
überwiegend an den Analysen des
IWF.13 Bei Mitteleinkommensländern
eher an unabhängigen Beobach-
tern.

5. Einige haben's geschafft
35 der 134 Länder haben bereits bei
der Voruntersuchung erkennen las-
sen, dass  – bei allen politischen, so-
zialen und Entwicklungsproblemen,
die sie haben mögen – Überschul-
dung nicht dazu gehört. Deswegen
wurden sie auch bei der genaueren
Analyse nicht berücksichtigt. Das
betrifft:
Albanien, Ägypten, Algerien, Äqua-
torialguinea, Aserbaidschan,  Bots-
wana, VR China, Costa Rica, Domi-
nikanische Republik, Fidschi, Guate-
mala, Indien, Iran, Kenia, Malaysia,
Mauritius, Montenegro, Marokko, Ni-
geria, Oman, Papua Neuguinea, Pa-
raguay, Russland, Südafrika, Swasi-
land, Syrien, Thailand, Tonga, Turk-
menistan, Usbekistan, Weißruss-
land Vanuatu, Venezuela, Vietnam,
Jemen.14

Diese ziemlich bunte Liste enthält
Länder, die schon im Blickpunkt der
HIPC-Initiative standen (kursiv) , wie
auch solche, die in der Vergangen-
heit spektakuläre Umschuldungen
und Schuldenreduzierungen mit
dem Pariser Club oder mit ihren pri-
vaten Gläubigern vereinbart haben
(unterstrichen). Ihnen allen ge-
meinsam ist, dass sie – für den Mo-
ment – kein Schuldenproblem ha-
ben.
Dazu kommen 13 Länder aus der
Gruppe der möglicherweise gefähr-
deten Länder, welche bei einer näh-
eren Analyse ebenfalls kein immi-
nentes Schuldenproblem oder eine
Gefährdung der Zahlungsfähigkeit in
der Zukunft erkennen lassen. Diese
Kategorisierungen gehen indes be-
wusst von einem sehr engen Begriff
von Schuldentragfähigkeit aus. Nicht
berücksichtigt wird dabei zum Bei-
spiel, ob Zahlungsfähigkeit künstlich
aufrecht erhalten wird, indem not-
wendige Investitionen in die soziale
Infrastruktur, z.B. zur Erreichung der

Schuldenreport_2010.indd   13 04.01.2010   13:41:13 Uhr

zur

Dru
ckf

reig
abe



1414141414 SCHULDENREPORT2010SCHULDENREPORT2010SCHULDENREPORT2010SCHULDENREPORT2010SCHULDENREPORT2010

G
ra

fi
k 

1:
 D

ie
 n

eu
e 

L
an

d
ka

rt
e 

d
er

 V
er

sc
h

u
ld

u
n

g

S
ch

u
ld

en
in

d
ik

at
o

re
n

Z
ah

lu
ng

se
in

st
el

lu
ng

ho
ch

m
itt

el
un

pr
ob

le
m

at
is

ch

Le
ge

nd
e:

K
ri

se
n

an
fä

lli
g

ke
it

ho
ch

m
itt

el

un
pr

ob
le

m
at

is
ch

Schuldenreport_2010.indd   14 04.01.2010   13:41:13 Uhr

zur

Dru
ckf

reig
abe



SCHULDENREPORT2010SCHULDENREPORT2010SCHULDENREPORT2010SCHULDENREPORT2010SCHULDENREPORT2010 1515151515

Millennium Entwicklungsziele zu-
gunsten der Bedienung von Gläubi-
gerforderungen hinten an gestellt
werden.15

Zu den 13 Ländern gehören wieder-
um Mitteleinkommensländer, die bis
vor kurzem im Fokus einer kritischen
Entschuldungsdiskussion standen
(unterstrichen), sowie Länder, die er-
folgreich und ohne unmittelbar wie-
derum hohe Indikatoren auszuwei-
sen die HIPC/MDRI-Entschul-
dungsinitiative durchlaufen haben
(kursiv):
Brasilien, Kapverden, Chile, Gabun,
Mazedonien, Mali, Mexiko, Niger,
Peru, Philippinen, Sri Lanka, Tune-
sien, Uganda.

6. Die Problemgruppen: Typ-
en, regionale Konzentration, ein-
zelne Länder
Die Karte auf der folgenden Seite
zeigt die verschiedenen Kategorien
von Ländern hinsichtlich der Höhe
ihrer aktuellen Schuldenindikatoren
sowie ihrer Verwundbarkeit im Blick
auf die weitere Entwicklung der glo-
balen Finanzkrise.
Die Länder in der kritischsten Kate-
gorie, nämlich der aktuellen Zahl-
ungseinstellung, sind – wenig über-
raschend – mit einer Ausnahme
HIPC-Länder, die noch vor dem
Completion Point, d.h. vor der tat-
sächlichen Umsetzung eines von
allen Beteiligten als unumgänglich
erkannten Schuldenerlasses, steh-
en. Die eine Ausnahme ist der Son-
derfall Zimbabwe. Auch hier ist
allerdings unter Gläubigerregier-
ungen weitgehend unstrittig, dass
das Land eine der HIPC-Initiative zu-
mindest vergleichbare Schuldener-
leichterung benötigt, sobald die
politischen Voraussetzungen dafür
vorliegen, d.h. der Diktator einer in-
ternational anerkannten und hand-
lungsfähigen Regierung das Feld
überlassen hat.
Die Frage nach der Krisenverwund-
barkeit ist bei dieser Ländergruppe
naturgemäß weniger relevant – sel-
bst, wenn sie in Ländern, die schon
seit langem keine geregelten Be-
ziehungen mehr zu internationalen
Gläubigern unterhalten, überhaupt
sinnvoll beantwortet werden kann.
20 Länder weisen hohe Schulden-
indikatoren und eine hohe Verwund-
barkeit für die Auswirkungen der Kri-
se auf. In dieser kritischsten Kate-
gorie finden sich drei Gruppen von

Ländern:

• 9 Post-Completion-
Point-HIPCs, die bereits w i e d e r
kritische Werte aufweisen: Burkina
Faso, Burundi, Elfenbeinküste, Eri-
trea, Äthiopien, Gambia, Haiti, Sao
Tomé & Principe.

• 7 Staaten Mittelosteu-
ropas und Zentralasiens, welche
vor 20 Jahren noch Teil des Ost-
blocks waren: Bulgarien, Kroatien,
Lettland, Moldawien, Serbien, Tad-
schikistan, Ukraine.

• 4 Zwergstaaten, da-
von drei kleine Inseln: Dschibuti,
Grenada, Malediven, Seychellen.

Die erneute Überschuldung in den
Post-HIPC-Staaten hängt durchweg
damit zusammen, dass sich Erwart-
ungen an eine wirtschaftliche Erhol-
ung nach erfolgtem Schuldenerlass
nicht erfüllt haben. Dazu kommt,
dass in einigen Ländern die Ent-
schuldung nicht so weit reichend
umgesetzt wurde, wie sie hätte sein
müssen.16

Auffällig ist dagegen die Konzen-
tration eines neuen Schuldenprob-
lems auf ehemalige Ostblock-Län-
der. Die statistische Häufigkeit sig-
nalisiert in der Tat eine Spätfolge der
schockartigen Liberalisierung der
betroffenen Volkswirtschaften in den
neunziger Jahren. Dabei gilt es zu
unterscheiden zwischen Staaten,
bei denen hauptsächlich die private
Kreditaufnahme zum Motor des
Überschuldungsprozesses wurde
(hauptsächlich in Osteuropa), und
solchen, bei denen die Finanzierung
öffentlicher Budgets diese Rolle
spielte (eher in Zentralsien).
Bei Ländern mit hohen Schulden-
indikatoren aber nicht ganz so dra-
matisch eingeschätzter Krisenan-
fälligkeit setzt sich die oben be-
schriebene regionale Verteilung fort.
Von drei Ländern in dieser Kategorie

• liegen zwei im ehemali-
gen Ostblock: Ungarn und Kasach-
stan

• ist eines ein bereits
entlastetes HIPC: Nicaragua.

Drei Länder, die umgekehrt aktuell
nur Schuldenindikatoren am Rande
der Untragbarkeit aufweisen, denen
Analysten aber eine hohe Gefähr-
dung durch den weiteren Verlauf der
Weltwirtschaftskrise attestieren, lie-

15 Zum Konzept der MDG-basierten Schul-
dentragfähigkeits-Definition siehe: erlass-
jahr.de: "Schulden müssen tragbar sein".
Handbuch, Düsseldorf 2005. Zu den Gefahr-
en für die wirtschaftliche Tragfähigkeit in der
Folge der Klimaveränderungen siehe Kasten
auf S. 11.
16 So hätte zum Beispiel Burundi nach den
Regeln von HIPC eine zusätzliche Entlastung
als Antwort auf einen externen Schock erhal-
ten müssen, da die Weltbank sich am Decison
Point zu Ungunsten Burundis bei ihren eige-
nen Neu-Kredit-Auszahlungen verschätzt
hatte. Auf die eigentlich vorgesehen Auswei-
tung des Erlasses um gut 11 Mio US-$ ver-
zichtete die Weltbank allerdings, da ein Rech-
enfehler in Washington kein "externer
Schock", und der Betrag ohnehin geringfügig
sei. 11 Mio US-$ entsprechen ungefähr der
Hälfte des jährlichen Bildungsbudgets Bu-
rundis.
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Mit einem Pro-Kopf-Einkommen von
1.260 US$ gilt Moldau als das ärm-
ste Land Europas. Der Übergang
Moldaus zur Marktwirtschaft nach
der Unabhängigkeit (1991) ist durch
eine lang andauernde Rezession
gekennzeichnet. Ein erster tiefer
Einbruch folgte bereits im Zuge der
Finanz- und Wirtschaftskrise in
Russland 1998, wodurch das Land
weit zurückgeworfen wurde. Nach
2001 ist die Wirtschaftsleistung stabil
mit deutlichen Wachstumsraten von
durchschnittlich 6,6%. Dennoch be-
trug das reale Bruttoinlandsprodukt
(BIP) 2005 weniger als die Hälfte des
BIP von 1989.
Heute belegt Moldau Platz 117 im
Index über die menschliche Ent-
wicklung des Entwicklungspro-
gramms der Vereinten Nationen
(UNDP) und liegt damit noch hinter
den lateinamerikanischen HIPCs
Honduras und Bolivien. Durch den
wirtschaftlichen Aufschwung konnte
die Armut immerhin von 73% 1999
auf 27% 2004 zurückgefahren wer-
den, seither aber trotz anhaltendem
Wirtschaftswachstum nicht weiter
gesenkt werden. Der Trend kehrt
sich durch die derzeitige Finanzkrise
vielmehr um, Arbeitslosigkeit und Ar-
mut sind wieder deutlich angestie-
gen. Denn der wichtigste Eckpfeiler
in der starken Wirtschaftsleistung ist
der Konsum, der vor allem auch
durch die Überweisungen von Mi-
grant/innen an ihre Familienange-
hörige angekurbelt wird. Nach
Schätzungen des IWF haben Rück-
überweisungen einen Anteil von
etwa 30 Prozent am BIP. Die
Überweisungen der moldauischen
Diaspora in Russ-land und der EU
sanken nun im Zu-ge der
Finanzkrise um etwa 30 Pro-zent.
Zudem machen sich die ge-sunkene
Nachfrage nach moldau-ischen
Exportprodukten und ein Ein-bruch
der Industrieproduktion um 25
Prozent im ersten Quartal 2009 be-
merkbar.
Dies hat auch dramatische Folgen
auf die Schuldensituation des Lan-

des. Noch im Februar 2008 attes-
tierte die Tragfähigkeitsstudie von
IWF und Weltbank Moldau eine ver-
besserte Schuldensituation. Insbe-
sondere die öffentliche Ver-
schuldung konnte stabilisiert wer-
den. Bei stetig steigendem Wirt-
schaftswachstum konnte das Ver-
hältnis der Gesamtverschuldung
zum BIP von 95% in 2000 auf ca.
27% Ende 2005 gesenkt werden,
also unter die kritische Schwelle von
40%. Nun hat aber für die weitere
Entwicklung die Finanzkrise die
schlechtesten Annahmen in den
Stresstests der beiden Institutionen
weit übertroffen, die vor allem einen
Rückgang der Rücküberweisungen
als (wenn auch relativ unwahr-
scheinliches) Risiko einstuften. Aus-
gegangen war man von einem Wirt-
schaftswachstum von mindestens
7%. Wenn alles optimal läuft, kann
Moldau bis Ende 2009 im besten Fall
mit einem negativen Wachstum von
- 5% rechnen. Im ersten Halbjahr
2009 erlebte das Land nach Anga-
ben des IWF eine Wirtschaftskon-
traktion von -8%.
Wie viele Länder reagierte auch Mol-
dau mit dem Antrag auf einen neuen
Kredit beim IWF in Höhe von 588
Mio. US$, um unmittelbaren Haus-
haltsengpässen zu begegnen, der
Anfang 2010 bewilligt werden soll.
Das bedeutet eine Steigerung der öf-
fentlichen Auslandsverschuldung
auf einen Schlag um 63%. Darüber
hinaus gehen die Investitionsbe-
dürfnisse Moldaus, insbesondere
notwendige Infrastrukturverbesser-
ungen im Bereich Straßen und Was-
server- und -entsorgung, in die Mil-
liarden. Die Regierung in Chisinau
hat kaum Spielräume für eine trag-
fähige Finanzierung des öffentlichen
Haushalts und der dringend notwen-
digen Investitionen. Das zeigte sich
2009, als sie einen neuen Kredit in
Höhe von einer Milliarde US$ für
Investitionen im Bereich Straßenbau
nicht mit konzessionären Krediten,
sondern mit dem größten Bauunter-
nehmer Chinas COVEC vereinbarte.

Das bedeutet eine weitere dramati-
sche Erhöhung der öffentlichen Ver-
schuldung Moldaus.
Die Indikatoren werden sich folglich
von zwei Seiten verschlechtern. Das
BIP geht zurück und auch die Expor-
te sind infolge der Krise bereits in
der ersten Hälfte 2009 um 36% zu-
rückgegangen. Gleichzeitig wird sich
die öffentliche Auslandsverschul-
dung dramatisch erhöhen.
Während die öffentliche Auslands-
verschuldung bis zum Ausbruch der
Krise relativ stabil geblieben war, hat
vor allem die private Auslandsver-
schuldung schon vor der Krise deut-
lich zugenommen. Dies ist teilweise
auf einen Anstieg von ausländischen
Direktinvestitionen zurückzuführen,
die aber den hohen Investitionsbe-
darf dennoch nicht abdecken konn-
ten. Nun ist zu befürchten, dass das
588 Mio.-Rettungspaket des IWF mit
einer restriktiven Politik verbunden
sein wird, d. h. eine Senkung der
Staatsausgaben. Diese Maßnahm-
en wären für das Armenhaus Euro-
pas kontraproduktiv, aber sie sind
derzeit die einzig möglichen am
Horizont. Es sei denn, das Land
bekäme endlich eine umfassende
Umschuldung, die mit tiefgreifen-
den Schuldenerlassen im Pariser
Club und einem Erlass der Privat-
schulden verbunden ist. Nur so
könnten die notwendigen Investitio-
nen in Infrastruktur und in soziale
Belange bewerkstelligt werden,
ohne ein erneutes Verschuldungs-
risiko hervorzurufen.

Dr. Pedro Morazán,
Institut SÜDWIND

Quellen
IMF (2009): IMF Announces Staff-Level
Agreement with Moldova for Extended Credit
Facility/Stand-by Arrangement of About US$
600 Million; Pressemitteilung 28.10.2009,
http://www.imf.org/external/np/sec/pr/2009/
pr09371.htm
IDA/IMF (2008): Republic of Moldova: Debt
Sustainability Analysis; Mai 2008, http://
www.imf.org/external/pubs/ft/dsa/pdf/
dsacr08139.pdf

Moldau: Überschuldet infolge der internationalen Finanzkrise
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gen sämtlich in Asien:

• Afghanistan, Laos, Pa-
kistan.

Afghanistan und Pakistan sind wie-
derum sicherlich politische Sonder-
fälle. Afghanistan darf zudem als ein
"Interim HIPC" noch auf spürbare
Entlastung hoffen, sobald es den
Completion Point der HIPC-Initiative
erreicht.17

Neun Länder haben Schuldenindi-
katoren im "mittleren" kritischen Be-
reich und sind zwar durch die Wirt-
schaftskrise gefährdet, ohne dass
aber bereits eine dramatische Ver-
schlechterung absehbar wäre ("mitt-
lere Verwundbarkeit"). Von ihnen

• sind drei kleinere
lateinamerikanische Länder, unter
ihnen ein Post-Completion-Point
HIPC: El Salvador, Honduras, Uru-
guay

• liegen fünf wiederum
im ehemaligen Ostblock: Armenien,
Bosnien & Herzegowina, Kirgisistan,
Litauen, Rumänien.

• dazu kommt der Son-
derfall Libanon. Dieses Land weist
durchweg hohe Schuldenindikato-
ren auf, verfügt aber über anhal-
tende hohe und weit gehend krisen-
resistente Zuflüsse, da es der bevor-
zugte Bankenplatz im Mittleren Os-
ten ist.

Schließlich weist die Übersicht 24
Länder aus, welchen zwar Krisen-
anfälligkeit zu bescheinigen ist, de-
ren Schuldenindikatoren sich aktuell
aber in einem unproblematischen
Bereich befinden:
Angola, Bangladesh, Benin, Bhutan,
Bolivien, Zentralafrikanische Repu-
blik, Kambodscha, Georgien, Gha-
na, Guinea, Guyana, Madagaskar,
Malawi, Mongolei, Mosambik, Ne-
pal, Ruanda, Senegal, Sierra Leone,
Salomonen, St. Lucia, St. Vincent &
the Grenadines, Sambia, Slowakei.

Bei elf Ländern schließlich gilt der
umgekehrte Fall: Die Indikatoren
liegen durchaus in einem kritischen
Bereich, aber es ist wirtschafts-
politisch ein Aufwärtstrend oder zu-
mindest keine deutliche Beeinträch-
tigung infolge der globalen Wirt-
schaftskrise zu erwarten:
Argentinien, Kolumbien, Ecuador,
Indonesien, Jordanien, Mauretani-

en, Panama, Polen, St.Kitts & Ne-
vis, Tansania.

Beide Risikokategorien sind eine
recht bunte Mischung von Mittel-
und Niedrigeinkommensländern, bei
denen keine auffälligen Kategori-
sierungen mehr festzustellen sind.

7. Die Bewältigung der näch-
sten Schuldenkrise: die Vergang-
enheit darf sich nicht wiederholen
Die Länderanalyse hat gezeigt, in
welchen Ländern und Regionen die
Finanzkrise absehbar zum Auslöser
der nächsten Zahlungseinstellungen
werden wird. Von daher ist zu fra-
gen, wie vorbereitet, die internatio-
nale Gemeinschaft auf eine solche
Krisensituation ist, und welche
Schritte notwendig sind, um die Wie-
derholung einer anhaltenden Ent-
wicklungsblockade in vielen Schuld-
nerländern zu verhindern. Aus der
schmerzhaften Geschichte der
Schuldenkrise der achtziger und
neunziger Jahre lassen sich einige
Lehren ziehen, auf deren Grundlage
manche Krisenfolgen heute abge-
mildert oder vermieden werden
könnten:

(a) Die Krise nicht aussit-
zen wollen!
Auf die Zahlungseinstellung Mexi-
kos im Oktober 1982 folgte zunächst
eine fünf Jahre andauernde Phase
massiver "defensiver" Kreditverga-
be. Das heißt, es wurden alte For-
derungen gegen tendenziell teurere
neue eingetauscht, weil man an-
nahm, dass die Zahlungsunfähigkeit
zahlreicher Länder letztlich doch nur
eine Liquiditätskrise sei. Dies ge-
schah von Seite der privaten Banken
im Rahmen des so genannten "Ba-
ker-Plans" und auf Seiten der öffent-
lichen Gläubiger durch die beständig
zunehmende Kreditvergabe durch
Weltbank, IWF und einige regionale
Entwicklungsbanken mit dem Ziel,
den Schuldendienst gegenüber pri-
vaten und bilateralen öffentlichen
Gläubigern aufrecht zu erhalten.
Diese Politik, schlechtem Geld gutes
hinterher zu werfen, hat entschei-
dend dazu beigetragen, dass die Kri-
se sich über zwei Dekaden hinge-
zogen hat und ihre Überwindung auf
Kosten von Banken und Steuer-
zahlern deutlich teurer wurde, als ein
radikaler Schnitt in der ersten Hälfte
der achtziger Jahre gekommen wäre.

17 Dabei lassen die HIPC-Dokumente die
starke Befürchtung erkennen, dass auch nach
einem Schuldenerlass gemäß den HIPC-
Vorgaben, die extrem schwache und stark
informelle Volkswirtschaft Afghanistans eine
dauerhafte Tragfähigkeit nicht erreichen wird.
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Eine solche Krisenfinanzierungs-
statt Krisenüberwindungs-Strategie
ist deshalb der erste Fehler, der sich
in der Bewältigung der aktuellen Kri-
se nicht wiederholen darf.

(b) Länder haben sehr dif-
ferenzierte Gläubigerprofile
Das Grundmuster der achtziger Jah-
re "Mitteleinkommensländer sind bei
Banken verschuldet, Niedrigein-
kommensländer bei Weltbank & Co,
und bilaterale Geber hängen überall
ein bisschen drin" stimmt immer we-
niger. Auch Niedrigeinkommens-
länder sind zum Ziel von Kreditver-
gaben durch private Gläubiger ge-
worden, wobei auch deren Charak-
ter sich seit den achtziger Jahren
verändert hat. Vor Ausbruch der Kri-
se waren selbst einige ehemalige
HIPCs dabei, Staatsanleihen auf
den globalen Finanzmärkten zu plat-
zieren. Dazu kommt das starke Auf-
treten neuer öffentlicher Geldgeber,
die sich aus guten Gründen weigern,
sich in die vorgegebenen Verfahren
des Pariser Club einbinden zu las-
sen. Prominent sind dies China und
Venezuela. Aber auch einige Geber
am Persischen Golf spielen für man-
che Niedrigeinkommensländer eine
immer wichtigere Rolle.

(c) Dass manche der exis-
tierenden Entschuldungsverfahren
weiter funktionieren ist fraglich; bei
anderen ist es ausgeschlossen.
Durch sein verringertes Gewicht un-
ter den bilateralen öffentlichen Gläu-
bigern sind dem Pariser Club wich-
tige Bestandteile seines Selbstver-
ständnisses und seiner Handlungs-
fähigkeit weggebrochen. Solange
man selbst der dickste Fisch im
Teich war, mochte es, wenn schon
nicht fair, dann wenigstens durch-
setzbar sein, allen anderen Gläu-
bigern Vorgaben hinsichtlich der
Entlastung eines bestimmten
Schuldnerlandes zu machen. Diese
alte Kolonialherren-Attidude hat sich
in den Fällen der meisten kritisch
verschuldeten Länder überlebt.
Nach den weit gehenden Entlast-
ungen im Rahmen der HIPC-Initia-
tive und der zunächst waltenden Zu-
rückhaltung bei der Neukreditver-
gabe, ist das relative Gewicht des
Pariser Clubs deutlich geschrumpft.
Unter den Multilateralen Gläubigern
war die Entschuldung durch die
HIPC/MDRI-Initiativen von vornhe-

rein als einmaliger Akt geplant. Kei-
nesfalls sollte daraus ein perma-
nenter Mechanismus werden. Eben-
so, wie Multilaterale Kreditvergabe
in ihren verschiedenen Erschein-
ungsformen (konzessionär / nicht-
konzessionär) im Moment bei der
Krisenbewältigung eine zentrale
Rolle spielt, ist klar, dass diese Mittel
nicht für eine neue Schuldenerlass-
runde zur Disposition stehen.
Schließlich kann im Prinzip auf der
privaten Seite das alte Instrument
der "Gläubiger Komitees", auch
"Londoner Club" genannt im Prinzip
weiterhin funktionieren. Allerdings
deckt auch dieser "Club" nur einen
Teil der Verbindlichkeiten südlicher
Staaten gegenüber privaten Gläubi-
gern ab, nämlich den der Bankkre-
dite. Weder die privaten Inhaber von
öffentlichen Anleihen, noch diejeni-
gen komplexerer Instrumente wie
z.B. Derivaten, die in manchen Mit-
teleinkommensländern an Bedeut-
ung gewonnen haben, sind über ei-
ne solche Club-Struktur in eine multi-
laterale Vereinbarung einzubinden.

(d) Die neue Schuldenkri-
se entsteht durch die jüngsten Kre-
ditaufnahmen.
Als ab Ende der achtziger Jahre
über Entschuldung und mögliche
Gläubigerverzichte diskutiert wurde,
ging es hauptsächlich um Kredite,
welche aus den siebziger oder allen-
falls den frühen achtziger Jahren
stammten. Das heißt, es lag in ei-
nigen verschuldeten Ländern so et-
was wie eine Pause zwischen ak-
tueller Kreditvergabe und den erheb-
lichen Forderungen, die sich aus
vergangener Kreditvergabe nun als
untragbar erwiesen. Diese Unter-
scheidung zwischen alten (=redu-
zierbaren) und neuen (unantast-
baren) Forderungen hat der Pariser
Club durch die Beachtung von Cut-
off-dates systematisiert. Das heißt:
um die neue, als notwendig erach-
tete Kreditvergabe nicht zu beein-
trächtigen, verhandelt der Club im
Prinzip nur über Schulden, die vor
dem ersten Gang eines Landes
nach Paris aufgenommen wurden.18

Über die sich abzeichnende Schul-
denkrise des Jahres 2010 wird de-
battiert, während Länder dringend
Mittel zur Krisenbekämpfung benöti-
gen. Die Diskussion über unver-
meidbare Forderungsverzichte im
Einzelfall hat diesen geschützten

18 Naturgemäß erwies sich diese Be-
schränkung in dem Maße, wie Altschulden zu-
rückgezahlt oder erlassen und neue Schul-
den aufgenommen wurden, als immer unsin-
niger. Sie wurde in den HIPCs deshalb inzwi-
schen weitgehend durchlöchert.
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Raum deshalb heute nicht. Eine sol-
che Diskussion bleibt nicht ohne Fol-
gen für den Zugang der betroffenen
Länder zu den Kapitalmärkten, und
wird deshalb auf eine geradezu ma-
nische Art und Weise von beiden
Seiten vermieden.19 Damit aber
schafft man gerade die Voraussetz-
ungen für eine Wiederholung der fa-
talen "defensiven Kreditvergabe"
(s.o.).

(e) Die Gläubiger sind
nicht plötzlich lammfromme Entwick-
lungsfinanzierer geworden.
Der Blickwinkel auf die Schulden-
tragfähigkeit und die Notwendigkei-
ten von Entwicklungsfinanzierung
verstellt mitunter den Blick auf die
Interessen der Kreditgeber. Recht
beiläufig enthielt z.B. auch das G20
Communiqué des April-Gipfels in
London den Hinweis, man werde
250 Mrd. US-$ in Form neuer Han-
delsfinanzierungen bereitstellen. Im
Klartext: In diesem Umfang sollen
global zusätzlich Exporte aus den
G20-Staaten in ärmere Länder öf-
fentlich abgesichert werden. Nun
wird diese Möglichkeit sicherlich
manchen dringend benötigten In-
vestitionsgüterimport in ärmere Län-
der ermöglichen. Wesentlicher aber
ist, dass damit die Exportwirtschaft
der reicheren Länder einen gewalti-
gen Anreiz zur Ausweitung ihrer Ex-
porte in Entwicklungs- und Schwel-
lenländer erhält, um damit inländi-
sche Arbeitsplätze zu sichern. Es
wäre das erste Mal in der Ge-
schichte, wenn eine solche massive
Exportförderungspolitik nicht mit
einer Aufweichung von Standards
und einer deutlichen Zunahme kritik-
würdiger Exporte und der Schaffung
letztlich illegitimer Schulden einher-
ginge.
Wie kann in dieser brisanten Kon-
stellation eine Entschuldungspolitik
aussehen, die der delikaten Balance
zwischen notwendigen Kapital- und
Güterimporten auf der einen und der
neuen Überschuldungsgefahr auf
der anderen Seite gerecht wird?
Zunächst muss akzeptiert werden,
dass klare, harte Schnitte in einer
frühen Phase der Krise einer langen
Phase defensiver Ausleihungen un-
bedingt vorzuziehen sind. Alles an-
dere würde teurer und als wiederum
Jahrzehnte anhaltende Staats-
finanzkrise für viele Menschen im
Süden tödlich.

Das zweite wichtige Prinzip ist, dass
keine Differenzierung nach Länder-
und Gläubigerkategorien vorgenom-
men wird. Gerät ein Land in die Zahl-
ungsunfähigkeit, muss eine Lösung
mit allen Gläubigern gefunden wer-
den. Das ist ein Grundprinzip jeder
Insolvenzordnung: es darf kein Frei-
raum für Trittbrettfahrer geschaffen
werden, die sich von einem Verzicht
einiger Gläubiger verbesserte Rück-
zahlungen auf ihre eigenen frag-
würdigen Forderungen versprech-
en. Alle müssen an den Tisch, kein
Gläubiger darf gewinnen, während
andere Opfer bringen.20

Drittens braucht es jetzt keine aus-
gefeilten neuen Verfahren, sondern
ein Rettungsnetz in Form einer glo-
balen Zusicherung, dass überschul-
dete Länder Zugang zu einer wirk-
samen, fairen und transparenten
Entschuldung bekommen, wenn
denn die Notwendigkeit dafür be-
steht. Es war stets ein Defekt des
HIPC-Prozesses, dass jeder Stol-
perstein auf diesem Wege mit neuen
multilateral mühsam abgestimmten
technischen Détailregelungen bei
Wahrung aller Präferenz-Interessen
der Multilateralen Finanzinstitutio-
nen bewältigt werden musste.
Auf Druck von erlassjahr.de hat die
neue Bundesregierung die Schaf-
fung einer Internationalen Insolvenz-
ordnung als ein Ziel ihrer Entwick-
lungspolitik im Koalitionsvertrag ver-
ankert. Eine solche Insolvenzord-
nung kann als genau solch ein Ret-
tungsnetz fungieren– ohne dass als
allererstes IFI-Bürokraten an die
Ausarbeitung von Tragfähigkeits-
grenzen und Gleichbehandlungs-
klauseln gehen. Die Zusicherung,
dass ein verschuldetes Land in ei-
nem geeigneten Rahmen21 Zugang
zu einem unparteiischen und rechts-
staatlichen Verfahren hat, wäre ent-
scheidend dafür, dass private und
öffentliche Gläubiger einschätzen
können, woran sie gegenüber einem
Schuldnerstaat sind.

19 HIPC Finance Ministers Statement Istan-
bul.
20 Das heißt nicht, dass es innerhalb eines
umfassenden Verfahrens nicht Differenzier-
ungen im Einzelfall – z.B. im Zusammenhang
mit Besicherungen einzelner Forderungen –
oder der Bereitschaft von Gläubigern, frisches
Geld bereitzustellen, geben darf. Es darf nur
niemand, der Ansprüche an das Schuldner-
land hat, außerhalb des Verfahrens bleiben.
21 Zum Beispiel, wie von der niederländischen
Regierung in die Diskussion gebracht, dem
"Permant Court of Arbitration" in Den Haag.
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Stand der internationalen Entschuldungsbemühungen
von Irene Knoke Die Entschuldungsinitiative für hoch

verschuldete arme Länder (Heavily
Indebted Poor Countries - HIPC)
stellt die umfassendsten Entschul-
dungsmaßnahmen im internationa-
len Schuldenmanagement dar und
feiert in diesem Jahr bereits ihren 14.
Geburtstag. Viel ist über die Jahre
an ihr herumgedoktert worden und
sie hat sich besser entwickelt, als es
bei ihrer Geburt noch zu befürchten
stand. So stellt die Verknüpfung von
Verschuldung und Armutsbekämpf-
ung, wie sie im Zuge des Weltwirt-
schaftsgipfels in Köln 1999 be-
schlossen wurde, eine wesentliche
Verbesserung der ursprünglichen
HIPC-Initiative dar. Voraussetzung
für den Schuldenerlass ist seither die
Vorlage einer umfassenden, in Zu-
sammenarbeit mit der Zivilgesell-
schaft erstellten Strategie zur Ar-
mutsbekämpfung (Poverty Re-
duction Strategy Paper - PRSP).
Auch wurden seinerzeit in Köln eini-
ge Rahmenbedingungen für die Ent-
schuldung verbessert: Schuldener-
lass sollte nun schneller gewährt
werden und durch die Absenkung
der Indikatoren für die Berechnung
des Erlasses kamen nicht nur mehr
Länder in den Genuss der Initiative,
die begünstigten Länder konnten
auch mit einem höheren Erlass rech-
nen.
Doch selbst das reichte nicht aus.
Schon bald wurde deutlich, dass
viele Länder selbst nach Durch-
laufen der HIPC-Initiative noch im-
mer unter Schuldenproblemen lei-
den. Ein großes Problem waren

dabei die multilateralen Forderun-
gen, also die Schulden bei den In-
ternationalen Finanzinstitutionen,
wie Internationaler Währungsfonds
(IWF) oder Weltbank, und bei regio-
nalen Entwicklungsbanken. Sie wa-
ren im Zuge der HIPC-Initiative zu
wenig berücksichtigt worden und
waren daher nach den Erlassen im
Verhältnis sehr viel höher als die bi-
lateralen Forderungen. Und so be-
kam die HIPC-Initiative 2005 (eben-
falls als Beschluss eines G8-Welt-
wirtschaftsgipfels in Gleneagles) ein
Geschwisterchen: die Multilaterale
Entschuldungsinitiative (Multilateral
Debt Relief Initiative - MDRI), mittels
derer nun auch die multilateralen
Forderungen erlassen werden konn-
ten.
Allein die Geschichte dieser Initiati-
ven macht zwei Dinge deutlich, die
für Erfolg bzw. Misserfolg zumindest
teilweise verantwortlich sind:

1. Sämtliche Initiativen
sind der Feder der reichsten Indu-
strienationen (der G8) und der inter-
nationalen Finanzinstitutionen (IWF
und Weltbank) entsprungen. Damit
sind zwar die wichtigsten Gläubiger
an Bord, ein umfassendes Verfahren
unter Berücksichtigung aller Inter-
essen, auch der Schuldnerseite, hat
damit aber nicht stattgefunden.

2. Wirklich beherzt waren
die einzelnen Schritte nie. Die Tat-
sache, dass bereits nach drei und
dann wieder nach sechs Jahren ent-
scheidend nachgebessert werden
musste, verdeutlicht, was Entschul-
dungscampaigner von Beginn an
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Wann sind Schulden für ein Ent-
wicklungsland – oder überhaupt für
irgendein Land – “tragfähig”? Unter
welchen Umständen sollten diese
zurückgezahlt und unter welchen
nicht? Welche qualitativen Kriterien
und/oder quantitativen Grenzen
müssen eingehalten werden, damit
ein Land als zahlungsfähig gelten
kann?
Für viele hat dies mit dem Konzept
der Menschenwürde zu tun, also
damit, ob genug Ressourcen vor-
handen sind, um wenigstens die
Grundbedürfnisse eines Volkes - in
Bereichen wie Armutsbekämpfung,
Bildung, Gesundheit, Ernährung und
BasisInfrastruktur - zu decken, bevor
man Geld zurück in die Industrielän-
der überweist.  Eigentlich sollte es
schon lange so sein wie es der früh-
ere UN-Generalsekretär Kofi Annan
2005 gefordert hat: „ (...) Um weiter
voranzuschreiten, sollten wir Schul-
dentragfähigkeit neu definieren als
das Niveau, das es einem Land er-
möglicht, die Millenniums-Entwick-
lungsziele zu erreichen, ohne dass
seine Schuldenlast wächst.“
Heute ist es aber immer noch nicht
so, denn alle existierenden Ent-
schuldungsmechanismen orientier-
en sich an Parametern, die mit die-
sem Ziel nichts im Sinn haben. Das
hat einen wohlbekannten Grund:
diese politisch zentrale Frage – so
technisch sie auch klingen mag – der
Schuldentragfähigkeit wird immer
noch von den Internationalen Fi-
nanzistitutionen und den betuchten
Gläubigern nach ihren eigenen Vor-
stellungen definiert. Die für tragbar
gehaltenen Grenzwerte bei den
wichtigsten Indikatoren – Schulden-
zu-Export-Quote, die Schuldenbar-
wert-zu-Staatseinnahmen-Quote
und die Schulden-zu-BSP-Quote –
wurden von Weltbank und IWF nach
historischen Erfahrungswerten fest-
gelegt: Bei welchen Schuldenstän-
den haben Länder begonnen, ihre
Zahlungen nicht mehr zu leisten?
Alles was unter den entsprechenden
Werten liegt, wurde für "tragfähig" er-
klärt. Die Tatsache, dass die betrof-
fenen Länder ihren Schuldendienst
häufig auf Kosten essenzieller staat-

licher Leistungen aufrecht erhielten,
fiel dabei dezent unter denTisch. Ob
in der HIPC-Initiative, der darauf fol-
genden MDRI oder dem „Tragfähig-
keitsrahmen“ vom IWF: es sind im-
mer diese „technischen“ und kurz-
sichtigen Kriterien, die bestimmen,
ob die Schulden eines Landes trag-
fähig sind oder nicht; und wenn nicht
wie hoch der dann unvermeidbare
Erlass sein wird. Im Rahmen des
"Debt Sustainability Framework",
kurz DSF, bestimmen die Internatio-
nalen Finanzinstitutionen sogar kur-
zerhand, ob ein Land „gut“, „pas-
sabel“ oder gar „schlecht“ regiert
wird, stufen das Schuldenrisiko
entsprechend ein und machen Fi-
nanzierungen davon abhängig.
Die Frage, ob ein Land zu einer in-
ternen sozio-ökonomischen Ent-
wicklung fähig ist, wird jedoch völlig
vernachlässigt. Es ist also keine
große Überraschung, dass viele der
„entlasteten“ Länder immer noch vor
dem Dilemma stehen, entweder
ihrem Schuldendienst nachzukom-
men, oder in wichtige wirtschaftliche
und soziale Sektoren zu investieren.
Die Bedürfnisse und Interessen der
Bevölkerung in verschuldeten Ent-
wicklungsländern sind also im gege-
benen Rahmen den Interessen der
Gläubiger diametral entgegenge-
setzt. Aktuelle Daten zeigen, dass
Schuldendienstzahlungen weit über
die Ausgaben für Gesundheit und
Bildung in vielen dieser armen Län-
der gehen: als „tragfähig“ kann man
das wohl nur in Ministerien in Wash-
ington, Berlin oder Paris bezeich-
nen.

Francesco Oddone

Eine ausführliche Analyse der aktuellen
Tragfähigkeitskriterien findet sich in:
erlassjahr.de: Schulden müssen tragbar sein.
Ein Handbuch. Düsseldorf 2005.

Wann sind Schulden tragfähig?
kritisiert haben: Es geht weniger da-
rum, den entschuldeten Ländern ei-
nen wirklichen Neuanfang zu er-
möglichen, sondern es geht im We-
sentlichen darum, die Haushalte der
Gläubiger so wenig wie möglich zu
belasten.

Wie funktioniert die Initiative?
Die Initiative ist in zwei Phasen ein-
geteilt. Die erste Phase bis zur Er-
reichung des Entscheidungszeit-
punktes („Decision Point“) beinhal-
tet keine Erlasskomponente. Hier
muss das Land zunächst einmal die
Durchführung wirtschaftspolitischer
Reformen unter Direktive des IWF
nachweisen. Ein vorläufiges PRSP
muss erstellt werden, wobei hier oft
die Beteiligung der Zivilgesellschaft
nur sehr schwach war, weil die
Schuldenlast die Priorität eher auf
eine rasche Erstellung denn auf eine
breite Beteiligung legte. Werden die
Entwicklungen vom IWF als „erfolg-
reich“ eingestuft, wird am Decision
Point der Erlassbedarf berechnet.
Das Schlagwort zur Berechnung des
Erlasses ist die Erreichung der
Schuldentragfähigkeit (siehe
Kasten). Hierfür werden Prognosen
über die zu erwartende Entwicklung
der Exporte und der Wirtschafts-
leistung insgesamt erstellt. Dann
wird berechnet, wie hoch der Erlass
ausfallen muss, damit die festge-
legten Indikatoren erreicht werden.
In der folgenden Interimphase bis
zum Vollendungszeitpunkt („Com-
pletion Point“) werden Tilgung und
Zinszahlungen in diesem Umfang
bereits ausgesetzt, die Schulden
aber noch nicht aus den Büchern ge-
strichen. Den „Completion Point“
erreicht ein Land, wenn es sein
endgültiges PRSP erstellt und min-
destens ein Jahr lang erfolgreich
umgesetzt hat. Dann erst werden die
Schulden aus den Büchern ge-
strichen.
Im Rahmen der HIPC-Initiative
beraten die Industrienationen zu-
nächst im sogenannten Pariser Club
über einen größtenteils substan-
tiellen Schuldenerlass. Dies sind bis
zu 100% der Forderungen, die für
einen Schuldenerlass im Pariser
Club in Frage kommen (pre-cut-off-
date Forderungen, s. Glossar), Das
reichte aber meist nicht, um eine ins-
gesamt tragfähige Schuldensitua-
tion herbeizuführen. Zur Erreichung
der festgelegten Indikatoren wur-
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den dann auch multilaterale Forder-
ungen einbezogen, was aber im
Schnitt nur etwa einen 50%igen Er-
lass dieser Forderungen bedeutete.
Erst mit Einführung der MDRI wer-
den auch die Schulden bei den be-
teiligten Institutionen vollständig er-
lassen, sofern sie vor 2003 bzw.
2004 (je nach Institution) aufge-
nommen wurden. Alle Forderungen,
die danach eingegangen wurden,
werden nicht berücksichtigt. Das
heißt natürlich, dass die Länder, die
erst jetzt den Completion Point er-
reichen, teilweise schon beträcht-
liche Schulden angehäuft haben, die
für einen Erlass gar nicht in Frage
kommen.

Welche Länder sind betroffen?
Seit Redaktionsschluss des letzten
Schuldenreports haben Burundi
(Januar 2009), Haiti und die Zentral-
afrikanische Republik (beide im Juni
2009) den Completion Point erreicht.
Togo (November 2008) und die El-
fenbeinküste (März 2009) haben
den Decision Point erreicht. Damit
haben bislang insgesamt 35 Länder
einen vorläufigen oder endgültigen
Erlass erhalten. Schon in der Ver-
gangenheit hat der Schwung, mit
dem die ersten Länder noch durch
die einzelnen Stadien der Initiative
geschlittert sind, merklich nachge-
lassen. Togo und die Elfenbeinküste
konnten beispielsweise den Deci-
sion Point erst erreichen, nachdem
sie mithilfe der Finanzinstitutionen
ihre Zahlungsrückstände bei eben
diesen begleichen konnten. Von den
verbleibenden 5 Ländern  sind ledig-
lich die Komoren auf dem Weg zum
Decision Point, in allen anderen Län-
dern ist entweder der politische Wille
für eine Beteiligung nicht vorhanden
(Kirgisistan) oder die politische Lage
lässt eine baldige Erreichung nicht
zu. Von den Decision Point Ländern
könnten Afghanistan, Liberia und die
Republik Kongo schon bald den
Completion Point erreichen. Insge-
samt ist die Verweildauer in dieser
Interimsphase für viele Länder sehr
viel länger geworden, weil sie meist
nicht den Anforderungen des IWF
genügen können. Viele der Länder
sind Post-Konflikt Länder, in denen
politische Instabilitäten und admin-
istrative Schwächen die Umsetzung
der IWF-Programme erschweren.

Wie viele Schulden wurden und
werden noch erlassen?
Der Erlass für die 35 Länder, die den
Decision Point erreicht haben,
beläuft sich auf 117 Mrd. US$ (nomi-
nal). Etwa 45 Mrd. US$ entfielen da-
bei auf den Erlass der Multilateralen
Finanzinstitutionen durch MDRI und
beziehen sich daher ausschließlich
auf die Post Completion Point Län-
der. Allein diese Zahlen verdeutli-
chen, wie notwendig die Ergänzung
der HIPC-Initiative durch MDRI war.
Gerechnet im Gegenwartswert (sie-
he Glossar) gehen die letzten
Schätzungen von Gesamtkosten für
alle in Frage kommenden Länder in
Höhe von 74 Mrd. US$ für die HIPC-
Initiative aus. Mehr als die Hälfte (39
Mrd. US$) betreffen die 26 Länder,
die den Completion Point bereits er-
reicht haben, und sind damit aus den
Büchern gestrichen. Weitere 19 Mrd.
US$ wurden den 9 Ländern in Aus-
sicht gestellt, die den Decision Point
erreicht haben. Die restlichen 17
Mrd. US$ betreffen die fünf Länder,
die den Decision Point noch nicht
erreicht haben, wobei der weitaus
größte Teil allein auf die beiden
Länder Sudan und Somalia entfällt
(IDA/IMF, 2009).
Für die Umsetzung von MDRI wer-
den von den vier beteiligten multi-
lateralen Finanzinstitutionen weitere
29 Mrd. US$ für alle 41 Länder ver-
anschlagt, von denen 85% bereits
an die 26 Länder ausgesprochen
wurden, die den „Completion Point“
erreicht haben. Den weitaus größten
Teil der Gesamtsumme trägt mit
64% die Weltbanktochter IDA. (IDA/
IMF, 2009).

Was hat es gebracht?
Relativ beeindruckend mutet das Er-
gebnis an, wenn man sich den tat-
sächlichen Schuldenstand der Län-
der anschaut, die zumindest den De-
cision Point erreicht haben und mit
ersten Schuldenerleichterungen
rechnen können. Für diese Länder
hat sich durch HIPC und MDRI der
Schuldenstand um immerhin 83%
reduziert. Grafik 1 gibt einen Über-
blick über den Schuldenstand, der
durch die einzelnen Phasen der Ent-
schuldungsinitiative erreicht wurden
bzw. für die Länder in der Interims-
phase nach Abschluss erreicht
werden können.
Etwas anders sieht das Bild schon
aus, wenn man sich die Schulden-

Tabelle 1: HIPC-Länder

26 Länder, die den Completion Point
erreicht haben:
Äthiopien, Benin, Bolivien, Burkina
Faso, Burundi, Gambia, Ghana,
Guyana, Haiti, Honduras, Kamerun,
Madagaskar, Malawi, Mali, Maure-
tanien Mosambik, Niger, Nikaragua,
Ruanda, Sambia, Sao Tomé und
Principe, Senegal, Sierra Leone,
Tansania, Uganda, Zentralafrikani-
sche Republik

9 Länder, die den Decision Point
erreicht haben (Interimphase):
Afghanistan, Demokratische Republik
Kongo, Elfenbeinküste, Guinea,
Guinea-Bisseau, Liberia, Republik
Kongo, Togo, Tschad

5 Länder, die den Decision Point
noch nicht erreicht haben:
Eritrea, (Kirgistan*), Komoren, Soma-
lia, Sudan
Stand: Oktober 2009

* Kirgistan hat 2007 sein Decision Point Doku-
ment zurückgezogen. Bei der letzten Erhebung
vor Ausbruch der Finanzkrise 2008 lagen die
Schuldenindikatoren unter den Grenzwerten für
die HIPC-Initiative.
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dienstzahlungen anschaut. Währ-
end für die frühen Länder die HIPC-
Initiative in der Regel kaum Erleich-
terung brachte, konnte erst durch
MDRI überhaupt eine nennenswerte
Entlastung beim laufenden Schul-
dendienst erreicht werden. Das
macht deutlich, dass mit der HIPC-
Initiative überwiegend solche Schul-
den gestrichen wurden, die vorher
ohnehin nicht bedient wurden. Erst
MDRI brachte hier tatsächlich eine
nennenswerte Erleichterung. In eini-
gen wenigen Fällen konnten die
Schuldendienstzahlungen tatsäch-
lich um über 80% gesenkt werden.
Das gilt z.B. für Benin oder Malawi.
Für die meisten Länder lagen die
Entlastungen hier aber deutlich nie-
driger. Eine genaue Aussage ist je-
doch schwierig, weil viele Länder
durch den Schuldenerlass mit einem
bereinigten Kreditbuch auf dem Ka-
pitalmarkt auftreten konnten und teil-
weise nicht unerhebliche neue Kre-
dite aufgenommen haben.
Die Schuldendienstquote wiederum,
also der Schuldendienst im Verhält-
nis zu den Exporten, konnte in der
Tat für viele Länder sogar unter die
von erlassjahr lange Zeit geforder-
ten 5% abgesenkt werden. Für die
35 Post-Decision Point Länder ist sie
im Schnitt von 12,7% 2001 auf 4,1%
2008 gesunken. Bis 2011 soll sie
weiter sinken auf 3,6%, bevor sie
wieder langsam ansteigt (IDA/IMF,
2009). Dies sind allerdings Durch-
schnittswerte, die durchaus schwan-
ken können. So lag beispielsweise
die Schuldendienstquote von Burki-
na Faso auch nach MDRI noch bei
6,2%, die für Gambia bei 9,1% und
von Sao Tome und Prinzipe bei
10,1%.

So konstatiert der IWF auch einen
Zusammenhang zwischen Schul-
denerlass und Ausgaben in der Ar-
mutsbekämpfung. Für die 35 Post-
Decision Point Länder haben die
Ausgaben für Armutsbekämpfung
zwischen 2001 und 2008 um etwa
2% des BIP zugenommen, wohin-
gegen die Ausgaben für Schulden-
dienst im gleichen Zeitraum um die
gleiche Marge abgenommen haben
(IDA/IMF, 2009).

In absoluten Zahlen haben sich hin-
gegen die Schuldendienstzahlun-
gen bis 2008 kaum verändert, währ-
end sich die Ausgaben für die Ar-
mutsbekämpfung mehr als vervier-
facht haben. Das deutet darauf hin,
dass die Quotienten sich vor allem
deshalb verbessert haben, weil der
jeweilige Nenner, also die Exportein-
nahmen, und damit auch das BIP
gerade seit Beginn dieses Jahrhun-
derts dramatisch verbessert haben.
Das hat zum Einen mit gestiegenen

Grafik 2: Schuldenstand nach HIPC und MDRI (in Mrd. US-$)

Quelle: IDA/IMF, 2009

Grafik 3: Ausgaben für Schuldendienst und Armuts-
bekämpfung der 35 Post-Decision Point Länder

* Daten geschätzt

Quelle: IDA/IMF, 2009
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Exportmengen zu tun, in nicht uner-
heblichem Maße aber auch mit den
gestiegenen Preisen für die Export-
produkte, insbesondere seit 2004.
Die Entschuldungsmaßnahmen ha-
ben somit vor allem dazu beigetra-
gen, dass die Entwicklungsländer
die Früchte ihrer Wachstumserfolge
selber einheimsen konnten und nicht
durch vermehrte Schuldenrückzahl-
ungen wieder in die Gläubigerländer
abführen mussten.
Im letzten Schuldenreport haben wir
bereits darauf hingewiesen, dass in
der Vergangenheit die Prognosen
von IWF und Weltbank meist viel zu
optimistisch waren, und dass daher
abzuwarten bleibt, ob die errechnete
Schuldendienstquote 2011 auch tat-
sächlich erreicht werden kann. Nun
zeigt sich, dass die sehr optimisti-
sche Einschätzung für die Hoch-
preisphase von Lebensmitteln und
Rohstoffen in der Zeit von 2004 bis
Mitte 2008 zwar ausnahmsweise
mal zutreffend war, dass hierdurch
aber auch eine Blase produziert wur-
de, die schließlich mit Ausbruch der
Finanzkrise auch geplatzt ist. Viele
Entwicklungsländer, auch HIPCs,
haben nun mit sinkenden Exportein-
nahmen zu tun, was die Quotienten
wieder verschlechtern wird.
Umgekehrt hat die Hochpreisphase
für viele Länder hingegen auch dazu
geführt, dass die Ausgaben für Im-
porte dramatisch gestiegen sind.
Das betrifft z.B. alle öl-importieren-
den Länder, da hier die Preise be-
sonders rasant gestiegen sind. Aber
auch die Preise für Lebensmittel, die
viele Länder importieren müssen,
und vor allem für Düngemittel, die
vom Rohölpreis abhängig sind, sind
dramatisch angestiegen. Das hat in
vielen Ländern zu einer deutlichen
Verschlechterung der Haushaltsbi-
lanz geführt. In dieser Situation war
der Schuldendienst eine zusätzliche
untragbare Belastung. Die Indikato-
ren bilden dies nicht ab. Für einige
HIPCs bedeutete das, dass sie
einen neuen Kredit beim IWF auf-
nehmen mussten, um der Situation
Herr zu werden. Malawi und Äthio-
pien gehören zu diesen Ländern.
Solche Entwicklungen bilden die In-
dikatoren, die für die Beurteilung der
Tragfähigkeit von Schulden heran-
gezogen werden, nicht ab.

Herausforderungen für die HIPC-
Initiative

Nicht alle Gläubiger beteiligen
sich
Einige Schwächen der HIPC-Initia-
tive sind auch IWF und Weltbank
bekannt. Jahr um Jahr werden sie
wieder im Fortschrittsbericht der
HIPC-Initiative aufgeführt, ohne
dass daraus die notwendigen Kon-
sequenzen gezogen würden. Als ei-
ne der wichtigsten Herausforder-
ungen ist hier die Einbindung von
anderen Gläubigern zu nennen, von
privaten Gläubigern, Gläubigerre-
gierungen, die nicht über den Pariser
Club an der Initiative beteiligt sind,
und einigen kleineren multilateralen
Gläubigern, die sich nicht an MDRI
beteiligen, aber für einzelne Länder
durchaus relevante Forderungen
halten können. Nach dem Gang zum
Pariser Club wird vom Schuldner-
land erwartet, dass es ähnliche Kon-
ditionen (also in der Regel einen Er-
lass von 90-100%) mit seinen rest-
lichen Gläubigern aushandelt. Man
stelle sich das also so vor, dass ein
Land zu einem seiner Gläubiger
geht, der im Einzelfall durchaus be-
trächtliche Forderungen hält und
sagt: „Die 8 mächtigsten Staaten
haben beschlossen, dass ein Groß-
teil meiner Schulden erlassen wer-
den sollen. Der Pariser Club hat das
nun getan und geht davon aus, dass
du dich dem anschließt.“ Da ist es
durchaus nachvollziehbar, dass der
ein oder andere sich weigert.
Zu den bilateralen Gläubigerregier-
ungen außerhalb des Pariser Clubs
zählen z.B. Costa Rica, das über ei-
ne halbe Milliarde US$ an Forderun-
gen gegenüber Nicaragua hält und
sich bis jetzt noch gar nicht an Schul-
denerlassen beteiligt hat. Oder Tai-
wan und der Irak, die beide Forder-
ungen gegenüber jeweils 10 Com-
pletion Point Ländern halten und
sich ebenfalls noch nicht beteiligt ha-
ben. Auch viele der größeren Gläu-
biger, wie Lybien oder Algerien ha-
ben ihre Forderungen bis jetzt kaum
erlassen, andere wichtige Gläubiger,
wie China, Kuwait oder Saudi Ara-
bien nur zu 42 bis 70%.
Insgesamt werden die zu erlassen-
den Beträge, die auf diese Länder-
gruppe entfallen, auf 13% der Ge-
samtbeträge geschätzt. Bis zum
Herbst 2009 wurden die Forderun-
gen dieser Gläubigergruppe insge-
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samt zu 35-40% erlassen. Das be-
deutet keine Veränderungen seit
dem letzten Fortschrittsbericht und
deutet darauf hin, dass das Poten-
tial mehr oder weniger erschöpft ist.
Daraus wiederum lässt sich schlies-
sen, dass eben nicht einfach so an-
genommen werden kann, dass alle
sich an einer Initiative beteiligen, an
deren Konzeption sie nicht mitge-
wirkt haben, ja nicht einmal eingela-
den waren, sich daran zu beteiligen.
Einen gewissen Erfolg können IWF
und Weltbank bei den privaten Gläu-
bigern verbuchen. Hier wurde für Li-
beria ein Deal mit den privaten Gläu-
bigern ausgehandelt, in dem For-
derungen in Höhe von 1,2 Mrd. US$,
die seit den 80er Jahren nicht mehr
bedient wurden, für insgesamt 38
Millionen US$ zurückgekauft wer-
den konnten. Das bedeutet einen
97%igen Erlass auf diese Forder-
ungen. Das Geld hierfür stammt von
der Weltbank und einigen Geber-
ländern, darunter auch die Bundes-
republik. Auch für die Elfenbein-
küste, wo die privaten Gläubiger fast
ein Drittel der zu erlassenden Be-
träge halten, wollen diese sich in vol-
ler Höhe an den Entlastungen durch
die HIPC-Initiative beteiligen.
Ähnliche Rückkäufe wurden in der
Vergangenheit auch für Mozam-
bique und Nicaragua getätigt. Ban-
ken agieren dabei nicht unbedingt
als barmherzige Samariter, sie sind
vielmehr kommerziellen Interessen
verhaftet. Dass es solche Schulden-
rückkäufe gibt verdeutlicht, dass es
auch aus betriebswirtschaftlichen
Gründen Sinn machen kann, einen
alten Disput notfalls auch mit einem
erheblichen Abschlag zu regeln.
Derlei nicht eintreibbare Forder-
ungen haben auf dem Markt ohne-
hin kaum noch einen Wert. Eine an-
dere Art, sich ihrer zu entledigen ist,
sie mit ähnlich hohen Abschlägen
auf dem Markt zu verkaufen. Dies
machen sich indes einige speziali-
sierte Fondsmanager zunutze. Die-
se Fonds kaufen solche Forder-
ungen zu sehr niedrigen Preisen auf
und klagen sie dann vor Gericht zum
vollen Nennwert ein. Verzugszinsen
und Vertragsstrafen können dabei
eine Forderung gewaltig aufblähen
(s. Kasten).
Erlassjahr hat von Beginn an immer
wieder betont, wie wichtig es ist, von
vorneherein alle Gläubiger an den
Tisch zu holen, um gemeinsam zu

Nicht nur Entschuldungsaktivisten waren
empört: 2007 sprach ein britischer Rich-
ter dem von einer Steueroase aus ope-
rierenden Hedgefonds „Donegal Interna-
tional“ das Recht zu, von Sambia, einem
der ärmsten Länder der Welt, $15 Mio.
zu pfänden. Der Fonds hatte eine alte
Schuld Sambias auf dem Markt für nicht
bediente Altschulden für $3 Mio. aufge-
kauft und so lange prozessiert, bis ihm
$15 Mio. zugesprochen wurden. So funk-
tionieren diese Firmen (vgl. Grafik). Sie
kaufen unbediente Schuldverträge und
legen ohne Rücksicht auf die Situation
des Landes rechtliche Daumenschrau-
ben an, bis gezahlt wird.
Deswegen hören sie auch auf den char-
manten Namen „Geierfonds“. Sambia
hatte 2007 eine Summe in etwa der glei-
chen Höhe von staatlichen Gläubigern
und von Weltbank und IWF an Schulden
erlassen bekommen, damit Aidspro-
gramme finanziert und Schulen gebaut
werden konnten. Die Geierfonds führten
mit ihrer juristischen Vorgehensweise die
Entschuldungsinitiativen der G8 ad ab-
surdum. Den Internationalen Finanzinsti-
tutionen ist es bisher trotz ärgerlichster
Verbalreaktionen  nicht gelungen, diese
Praxis zu unterbinden.
Die Weltbank berichtet inzwischen regel-
mäßig über den Stand der Klagen gegen
HIPCs: 2008 klagten die Geierfonds auf
knapp $ 1,5 Mrd. an Tilgungen, Schuld-
und Strafzinsen von Gerichten auf Origi-
nalforderungen von etwas mehr als $ 1
Mrd. Im Bericht 2009 hatten sich die von
den Ländern gegenüber der Weltbank
gemeldeten Klagen reduziert: Gut $ 1,1
Mrd. wollten klagende Gläubiger einneh-
men -  allerdings auf deutlich geringere
Originalforderungen von etwa $ 520 Mio.
Diese Zahlen der Weltbank erlauben
aber bestenfalls einen vagen Einblick in
die Szene der Geierfonds. In Wirklichkeit
ist wahrscheinlich ein Vielfaches dieser

Forderungen anhängig. Die Republik
Kongo legte dem Pariser Club eine Liste
mit nicht weniger als 170 anhängigen
Verfahren vor. Pikanterweise wurden die
meisten Klagen an Gerichtsständen von
Club-Mitgliedern erhoben, obwohl die
dort versammelten Regierungen sich ge-
genseitig versprochen hatten, sich nicht
nur über Klagen zu informieren, sondern
diese nach Möglichkeit zu unterbinden.
Der Geierfonds „FG Hemisphere“ z. B.
erwirkte gegen die Demokratische Repu-
blik Kongo Zwangsgelder von US-$
88.000 pro Woche, weil sie ihr pfändba-
res ausländisches Vermögen bis dato
nicht veröffentlicht hat. Aus diesem
möchte sich der Geierfonds gern bedie-
nen. Andere betroffene Länder sind
Äthiopien, Honduras, Sierra Leone,
Uganda, Sambia, Kongo und Sudan. In
den USA haben Kongressabgeordnete
mit Unterstützung von „Jubilee USA“ ei-
nen Gesetzesvorschlag in den Kongress
gebracht, der es den Geierfonds künftig
unmöglich machen soll, exorbitante Pro-
fite aus ihrer Verwertung von Altschulden
aus den 79 Ländern mit niedrigem Ein-
kommen zu schlagen. Belgien hat ein
Gesetz verabschiedet, das es den Geier-
fonds verbietet, sich aus den belgischen
Entwicklungshilfe-Zahlungen zu bedie-
nen.
Das Problem der Geierfonds kann auf
Dauer nur durch die Einrichtung eines
Fairen und Transparenten Schiedsver-
fahrens bei Staateninsolvenz gelöst wer-
den. Solange es dieses Verfahren inter-
national nicht gibt, sollte es auch in Deut-
schland gesetzlich ausgeschlossen sein,
dass arme Länder unter die Geier fallen.

Peter Lanzet

Die Geier ziehen weiter ihre Kreise

Grafik 4: Geierfonds

Schuldenreport_2010.indd   25 04.01.2010   13:41:18 Uhr

zur

Dru
ckf

reig
abe



2626262626 SCHULDENREPORT2010SCHULDENREPORT2010SCHULDENREPORT2010SCHULDENREPORT2010SCHULDENREPORT2010

einer von allen akzeptierten Lösung
zu kommen. Durch die Zunahme
solcher Fälle, in denen skrupellose
Fondmanager davon zu profitieren
versuchten, dass Schuldenerlasse
einiger Gläubiger die Haushaltslage
eines Landes so weit verbesserten,
um eigene Forderungen einzutrei-
ben, sehen nun auch die Macher der
HIPC-Initiative ihre Felle weg-
schwimmen. Das Engagement der
Weltbank im Bereich der Schulden-
rückkäufe ist eine Reaktion hierauf.
Ein wichtiger Schritt wurde aber
auch in der Legislative in einigen
wichtigen Gläubigerländern unter-
nommen. So denken die USA, Groß-
britannien und auch Belgien über
Gesetzesvorlagen nach, mithilfe de-
rer die Möglichkeiten eingeschränkt
werden sollen, vor Gericht gegen
HIPCs solche Forderungen durch-
zusetzen. Sollten derartige Gesetze
eingeführt werden, beträfe dies all
solche Verfahren, die in diesen Län-
dern verhandelt werden. Ein wich-
tiger Schritt; doch von den gegen-

Grafik 5: Wie die ärmsten Länder ihren Schuldenerlass selbst bezahlen

1. Schritt
Die Streichung der Schulden sowie
die darauf folgende Streichung der
Finanzhilfen in gleicher Höhe

2. Schritt
Die Ausgleichszahlungen der
G7 sowie deren Aufteilung

Weltbank
(IDA)

Land Nr. 1

Nun gestrichener
Schuldendienst
von 1 Mio. $

Daraufhin gestrichene
Finanzhilfen von 1 Mio. $

G7-Staaten

Weltbank
(IDA)

Übrige 80 IDA-Länder

Land
Nr. 1

Übriger Teil wird unter
den restlichen Ländern
ebenso anteilig aufgeteilt

Anteilige Zuteilung
der 1 Mio. $ falls
Konditionen erfüllt

Zahlung von 1 Mio $
an die IDA gesamt

wärtig offenen Verfahren beträfe das
gerade einmal ein einziges (gegen-
über Sudan). Viele weitere Länder,
darunter auch einige HIPCs selbst,
in denen Gerichtsverfahren anhän-
gig sind (Honduras, Sambia, Ugan-
da), vor allem aber die wichtigen
Gläubigerstaaten müssten sich sol-
chen Initiativen anschließen.

Schuldner bezahlen die Zeche
selbst
Als eine weitere Herausforderung
sieht der Fortschrittsbericht die Fi-
nanzierung der HIPC-Initiative und
vor allem der Erlasse der multilate-
ralen Gläubiger durch MDRI, darun-
ter auch IWF und Weltbank selbst.
Um ihre Kreditwürdigkeit zu wahren
und damit auch die Möglichkeit, sich
selbst auf dem Kapitalmarkt mit den
günstigsten Krediten versorgen zu
können, dürfen diese Institutionen
ihre Verluste, die sie durch die Schul-
denerlasse in Form von entgange-
nen Schuldenrückzahlungen haben,
nicht selbst tragen. Sie müssen re-
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finanziert werden. Erfreut stellt der
Bericht fest, dass die Finanzierung
mit Ausnahme der derzeit ohnehin
unwahrscheinlichen Wackelkan-
didaten Somalia und Sudan weitge-
hend gesichert sei (IDA/IMF, 2009).
Woher aber kommt das Geld?
Das Geld kommt hauptsächlich von
den G8-Staaten, die die HIPC-Initia-
tive ja auch weitgehend beschlos-
sen haben, und wird in einen Treu-
handfonds eingezahlt. So weit so
gut. Aus Gründen der „Gleichbe-
handlung“, so ist selbst auf der
Homepage des Bundesministeriums
für wirtschaftliche Zusammenarbeit
zu lesen, werden diese Zahlungen
„den davon profitierenden Ländern
bei der Vergabe neuer Hilfeleistun-
gen von IDA und Afrikanischem Ent-
wicklungsfonds angerechnet“. Das
bedeutet im Klartext: Was den Län-
dern im Rahmen des multilateralen
Schuldenerlasses zugute kommt,
wird ihnen auf der anderen Seite, bei
der Vergabe neuer Hilfeleistungen,
wieder abgezogen – ein Nullsum-
menspiel.

Dies deckt sich im Grunde mit der
weitgehenden Praxis, Schuldener-
lasse auf die Zahlungen für die Ent-
wicklungszusammenarbeit (Official
Development Aid - ODA) anzurech-
nen. Dass bei der UN-Konferenz
über die Finanzierung der Entwick-
lungszusammenarbeit das Gegen-
teil, also die Zusätzlichkeit von
Schuldenerlassen beschlossen wur-
de, stört dabei kaum jemanden.
Auch die jährlich aktualisierten Zahl-
en der Organisation für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung (OECD) zur ODA weisen
dies so aus, thematisieren aber
immerhin die Problematik. Durch die
Anrechnung der Schuldenerlasse,
insbesondere an den Irak und Nige-
ria, konnten in den Jahren 2005 und
2006 die Entwicklungshilfezahl-
ungen erheblich aufgebläht werden.
Als 2007 die Schuldenerleichter-
ungen nicht mehr so stark haus-
haltswirksam waren, schrumpfte die
Quote der größten Geber prompt
von traurigen 0,31% des BIP (2006)
auf erschreckende 0,28% (2007)
(OECD, 2009). Zwar wird bei dieser
Praxis nicht jedem von Schulden-
erlassen berechtigten Land jeweils
die entsprechende Summe auf der
anderen Seite wieder abgezogen,
aber sie hat natürlich Auswirkungen

auf die Summe der Entwicklungs-
hilfezahlungen, die der Gesamtheit
aller Entwicklungsländer zur Ver-
fügung stehen. Somit werden also
auch die Länder in Mitleidenschaft
gezogen, die gar keinen Schulden-
erlass bekommen haben, im Zwei-
felsfall aber auch unter einer nicht
unerheblichen Schuldenlast zu tra-
gen haben.
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A Die Bundesrepublik als Öffent-
licher Gläubiger

1. Quantitäten - Schuldenstände
zum 31.12.07 und Trends

Das Bundesministerium der Finan-
zen (BMF) veröffentlicht auf seiner
Homepage Übersichten zu den
aktuellen Forderungsbeständen an
Entwicklungs- und Schwellenländer.
Leider aktualisiert das Ministerium
diese Übersichten mit großer Zeit-
verzögerung, so dass Ende 2009 le-
diglich die Schuldenstände bis Ende
2007 verfügbar waren. Tabelle 1 ent-
hält die deutschen Forderungen auf-
geschlüsselt nach Forderungen aus
der Entwicklungszusammenarbeit
und Handelsforderungen zum
31.12.07.

Während die Forderungen aus der
Entwicklungszusammenarbeit
nominal nur leicht zurückgegangen
sind, haben sich die Forderungen
aus bundesverbürgten Handelsge-
schäften ("Hermes-Bürgschaften")
von 2004 auf 2005 und dann noch-
mals auf 2006 drastisch reduziert.
2007 sank der geschrumpfte Be-
stand an Handelsforderungen nur
noch wenig weiter.

Die Zahl der Schuldner Deutsch-
lands ist von 112 auf 105 Länder
zurückgegangen.

Die Veränderungen im Bereich der
Forderungen aus der Entwicklungs-
zusammenarbeit sind vor allem der
vorzeitigen Rückzahlung Jordaniens
(-50 Mio. •) und einem Rückgang
der Forderungen an Indonesien (-30
Mio. •) geschuldet.

Bedeutender sind die Reduzierun-
gen der Forderungsbestände bei
den Handelsforderungen. Hier ist zu
unterscheiden zwischen Ländern,
die vorzeitig alle oder fast alle Schul-
den bei Deutschland getilgt haben,
und solchen, die in den Genuss von
Schuldenerleichterungen im Rahm-
en multilateraler Entschuldungsbe-
schlüsse gekommen sind.

Schließlich gibt es auch einige Län-
der, deren Schulden sich gegenüber
Deutschland erhöht haben. In den
meisten Fällen infolge von Verzugs-
zinsen nach längerer Nichtbezahl-
ung.

Bei den drei letztgenannten Ländern
stellt die Erhöhung der deutschen
Forderungen eine ziemlich sinnlose
buchhalterische Übung dar. Alle drei

Deutschland als Gläubiger
von Andreas Hübers

Tab. 2: Deutsche Forderungen an Entwicklungs- und Schwellenländer

Jahresende Forderungen aus Forderung aus gesamt
Entwicklungshilfe Handelsgeschäften (in Mio EUR)

2004 16.892 30.686 47.578
2005 16.385 18.577 34.962
2006 15.892   8.517 24.409
2007 15.790   7.927 23.717
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A Die Bundesrepublik als Öffent-
licher Gläubiger

1. Quantitäten - Schuldenstände
zum 31.12.07 und Trends

Das Bundesministerium der Finan-
zen (BMF) veröffentlicht auf seiner
Homepage Übersichten zu den
aktuellen Forderungsbeständen an
Entwicklungs- und Schwellenländer.
Leider aktualisiert das Ministerium
diese Übersichten mit großer Zeit-
verzögerung, so dass Ende 2009 le-
diglich die Schuldenstände bis Ende
2007 verfügbar waren. Tabelle 1 ent-
hält die deutschen Forderungen auf-
geschlüsselt nach Forderungen aus
der Entwicklungszusammenarbeit
und Handelsforderungen zum
31.12.07.

Während die Forderungen aus der
Entwicklungszusammenarbeit
nominal nur leicht zurückgegangen
sind, haben sich die Forderungen
aus bundesverbürgten Handelsge-
schäften ("Hermes-Bürgschaften")
von 2004 auf 2005 und dann noch-
mals auf 2006 drastisch reduziert.
2007 sank der geschrumpfte Be-
stand an Handelsforderungen nur
noch wenig weiter.

Die Zahl der Schuldner Deutsch-
lands ist von 112 auf 105 Länder
zurückgegangen.

Die Veränderungen im Bereich der
Forderungen aus der Entwicklungs-
zusammenarbeit sind vor allem der
vorzeitigen Rückzahlung Jordaniens
(-50 Mio. •) und einem Rückgang
der Forderungen an Indonesien (-30
Mio. •) geschuldet.

Bedeutender sind die Reduzierun-
gen der Forderungsbestände bei
den Handelsforderungen. Hier ist zu
unterscheiden zwischen Ländern,
die vorzeitig alle oder fast alle Schul-
den bei Deutschland getilgt haben,
und solchen, die in den Genuss von
Schuldenerleichterungen im Rahm-
en multilateraler Entschuldungsbe-
schlüsse gekommen sind.

Schließlich gibt es auch einige Län-
der, deren Schulden sich gegenüber
Deutschland erhöht haben. In den
meisten Fällen infolge von Verzugs-
zinsen nach längerer Nichtbezahl-
ung.

Bei den drei letztgenannten Ländern
stellt die Erhöhung der deutschen
Forderungen eine ziemlich sinnlose
buchhalterische Übung dar. Alle drei

Deutschland als Gläubiger
von Andreas Hübers

Tab. 2: Deutsche Forderungen an Entwicklungs- und Schwellenländer

Jahresende Forderungen aus Forderung aus gesamt
Entwicklungshilfe Handelsgeschäften (in Mio EUR)

2004 16.892 30.686 47.578
2005 16.385 18.577 34.962
2006 15.892   8.517 24.409
2007 15.790   7.927 23.717

Schuldenreport_2010.indd   28 04.01.2010   13:41:18 Uhr

zur

Dru
ckf

reig
abe



SCHULDENREPORT2010SCHULDENREPORT2010SCHULDENREPORT2010SCHULDENREPORT2010SCHULDENREPORT2010 2929292929

Tab. 3: Bedeutsame Veränderungen bei deutschen Handelsforderungen 2005-2007 (Mio EUR)

Land Handelsschulden Handelsschulden

Ende 05 Ende 07 Kommentar

Algerien 588 0 Vorzeitige Rückzahlung

Afghanistan 37 11 Teilerlass im Pariser Club (HIPC)

Bermuda 50 5 Reguläre Rückzahlung

Brasilien 504 76 Vorzeitige Rückzahlung

Bulgarien 168 141 Reguläre Rückzahlung

Gabun 192 152 Vorzeitige Rückzahlung

Kamerun 547 6 Erlass im Rahmen des Pariser Clubs /HIPC

Nigeria 1735 0 Teilerlass und Schuldenrückkauf im Pariser Club

Mexiko 82 55 Reguläre Rückzahlung

Peru 26 1 Vorzeitige Rückzahlung

Russland 7366 2 Vorzeitige Rückzahlung

(ex-UdSSR)

Sambia 185 0 Vollständiger Erlass unter HIPC

Serbien-Montenegro 399 292 Teilerlass im Pariser Club

Argentinien 1114 1472 Verzugszinsen

China VR 104 131 Neue Kreditvergabe

Liberia 40 85 Verzugszinsen

Myanmar 155 290 Verzugszinsen

Sudan 153 213 Verzugszinsen

Länder leisteten 2007 keinen Schul-
dendienst – daher die beträchtlichen
Verzugszinsen; Liberia ist inzwi-
schen für die HIPC/MDRI-Entschul-
dungsinitiative qualifiziert, und wird
in deren Rahmen von Deutschland
eine vollständige Schuldenstreich-
ung erwarten können. Wenn die poli-
tischen Verhältnisse in Myanmar
und im Sudan eine Zulassung zu der
Initiative erlauben, wird das Gleiche
dort auch geschehen. Die Herauf-
setzung des Forderungsbestandes
dient daher keinem anderen Zweck
als der Erhöhung der dann anzu-
rechnenden Entschuldungsleistung
– und mithin der deutschen Ent-
wicklungshilfequote.

Deutlicher Rückgang der Einnah-
men

Der laufende Schuldendienst an den
Gläubiger Deutschland ist auf die
Handelsforderungen naturgemäß
gewichtiger als auf die zinsgünstigen

Forderungen aus der Entwicklungs-
zusammenarbeit. Der deutliche
Rückgang der Handelsforderungen
schlägt sich deshalb in deutlich
niedrigeren Einnahmeerwartungen
des Finanzministers in den kom-
menden Haushaltsjahren nieder.1

Durch die Renaissance der Außen-
wirtschaftsförderung, die sich in der
aktuellen Wirtschaftskrise beobach-
ten lässt, könnte sich diese Tendenz
wieder umkehren. Wenn nämlich auf
Grund einer flexibleren Genehmi-
gungspolitik für Exportbürgschaften
diese auch für riskantere Geschäfte
vergeben werden, steigt die Wahr-
scheinlicheit, dass deutsche Expor-
teure von den Bürgschaften Ge-
brauch machen müssen, da die Ge-
schäftspartner nicht zahlungsfähig
sind. In den Fällen geht die For-
derung auf die Bundesrepublik über.
Trotzdem bleibt es schwierig, die zu-
künftigen Einnahmen des Bundes
aus Handelsforderungen zu projizie-
ren, da die Entschädigung natürlich

1 In der vom Haushaltsausschuss im Novem-
ber 2008 gebilligten Kabinettsvorlage für den
Bundeshaushalt 2009 wird nur noch von Ge-
samteinnahmen in Höhe von 660 Mio. • (530
Mio. Tilgungen und 130 Mio. Zinsen) aus-
gegangen. In den Vorjahren wurde von rund
1 Mrd. ausgegangen.
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vom Eintreten des Schadensfalles
abhängig ist.

Ausblick
Mit der erheblichen Reduzierung der
deutschen Forderungsbestände
verringert sich auch die Bedeutung
Deutschlands im Kreis der interna-
tionalen (bilateralen) Gläubiger. Die-
ser Rückgang wäre noch bedeut-
samer, wäre Deutschland nicht
eines der letzten Geberländer, die
im Rahmen der Entwicklungszu-
sammenarbeit weiterhin Kredite an
Länder außerhalb der Gruppe der
ärmsten Staaten vergeben. Die
Mehrheit der Geber in der OECD
hingegen vergibt mittlerweile grund-
sätzlich verlorene Zuschüsse auch
an Länder mit mittlerem Einkom-
men.
Der neue Koalitionsvertrag macht
deutlich, dass die Außenwirtschafts-
förderung, für Schwarz-Gelb auch
und gerade im Zusammenhang mit
der Entwicklungpolitik  einen hohen
Stellenwert hat. Im Blick auf die Han-
delsforderungen beteiligt sich die
Euler-Hermes Kreditversicherungs
AG bereits jetzt im Wettlauf mit an-
deren Exportfinanciers an der Neu-
kreditvergabe für die unter HIPC/
MDRI entlasteten Länder. Dieses
Bestreben könnte unter Schwarz-
Gelb weiter ansteigen.  War die
HIPC-Ländergruppe noch vor drei
Jahren für die staatlichen Export-
versicherer weitgehend eine No-Go-
Area, wurden inzwischen von 40
HIPC-Ländern bereits 11 auf die
zweitschlechteste Bonitäts-Stufe (6)
hochgestuft. Das ist mehr als dop-
pelt so viel wie noch ein Jahr zuvor.
In 33 von 40 Ländern sind Deck-
ungen deutscher Exporte mit stren-
gen Auflagen und begrenzten Ein-
schränkungen wieder möglich. Nur
4 Länder sind weiterhin kategorisch
ausgeschlossen; für 3 Länder exis-
tiert schlicht keine Nachfrage auf
Seiten der deutschen Exportwirt-
schaft.2

Schuldenerlasse bis zum 30.06.08

Zusammen mit den Forderungsbe-
ständen veröffentlicht der BMF auch
eine Liste aller von der Bundesre-
gierung gewährten Schuldener-
lasse.3  Seit 1978 hat die Bundesre-
publik Forderungen in Höhe von
22,32 Mrd. • erlassen. Davon ent-
fallen 4,79 Mrd. • auf Erlasse unter

der multilateralen HIPC-Initiative,
und 17,53 Mrd. • auf Erlasse außer-
halb von HIPC. Insgesamt wurden
16,32 Mrd. • an Handelsforderung-
en und 6 Mrd. • an Forderungen aus
der Finanziellen Zusammenarbeit
erlassen.

Es gibt es die folgenden Typen von
Schuldenerlassen:

- Erlasse zugunsten der am
wenigsten entwickelten Länder
(Least Developed Countries -
LLDCs) gemäß Beschluss des Bun-
deskabinetts von 1978. Damit pass-
te sich die damalige Bundesregier-
ung zumindest für die ärmsten Län-
der ex-post der Praxis anderer gros-
ser Geber an, die ihre finanzielle Zu-
sammenarbeit bereits durchweg als
Zuschüsse statt als zinsgünstige
Kredite vergaben.

- Erlasse zugunsten von Nie-
drigeinkommensländern unter den
Toronto-, London- und Neapel-Be-
dingungen im Pariser Club vor Ein-
setzen der HIPC-Initiative, bzw. zu-
gunsten von ärmeren Ländern, die
von Weltbank und IWF nicht zur
HIPC-Initiative zugelassen wurden.

- Erlasse zugunsten von
HIPC-Ländern gemäß den Regeln
der Initiative zur Lastenverteilung
zwischen bilateralen und multilate-
ralen Gläubigern.

- Erlasse zugunsten von Län-
dern außerhalb der HIPC-Gruppe,
zunächst gemäß der zuweilen recht
willkürlichen Vereinbarungen im
Rahmen von ad-hoc-Vereinbarun-
gen im Pariser Club; später gab es
für diese im Club den Rahmen des
„Evian-Ansatzes“, welcher aber
nichts anderes bedeutet, als dass
der Club gegenüber Nicht-HIPCs,
bei denen es ihm geboten erscheint,
ohne vorgegebene Erlassquoten
machen kann, was er will.

Who is who der Schuldner

Die 105 Länder mit Zahlungsver-
pflichtungen gegenüber Deutsch-
land lassen sich grob in folgende
Kategorien einteilen:

- 27 Länder mit kleinen Aus-
senständen (i.d.R. unter 10 Mio. •).

2 http://www.agaportal.de/pages/aga/
deckungspolitik/laenderbeschluesse.html
3 http://bit.ly/bmf-erlass
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- 8 Großschuldner mit Außen-
ständen von rund 1 Mrd. • oder
mehr: Ägypten, Argentinien, VR Chi-
na, Indien, Indonesien, Irak, Paki-
stan, Türkei. Abgesehen vom Irak re-
sultieren in allen Fällen die Forder-
ungen hauptsächlich aus der Ent-
wicklungszusammenarbeit.

- 21 europäische und Indus-
trieländer, die in unterschiedlichem
Umfang Schulden aus beiden Kre-
ditkategorien haben. Neben einigen
EU-Ländern mit Handelsschulden
oder z.T. sehr alten FZ-Forderungen
gehören dazu auch Sonderfälle wie
Singapur oder als größter Fall Israel.

- 32 Nicht-HIPC-Staaten vor
allem in Asien und Lateinamerika. In
diesen Fällen kann der Schwerpunkt
auf jeder der beiden Schuldenkate-
gorien liegen.

- 17 Länder von der HIPC-
Liste. Bei 8 dieser Länder handelt
es sich um bereits entlastete HIPCs
mit neuen Schulden gegenüber
Deutschland. Diese neuen Schulden
können entweder auf neue bundes-
verbürgte Exporte zurückzuführen
sein, oder auf neue Forderungen
aus der Entwicklungszusammen-
arbeit, die an Nicht-LDCs als Kredit
vergeben werden.

2. Wahrnehmung und Wirk-
lichkeit

Die deutsche Entschuldungspo-
litik der letzten 10 Jahre

Auf seiner Website erweckt das BMF
den Eindruck, Deutschland sei einer
der Vorreiter beim Abbau untragba-
rer Schulden.4 Davon kann in den
letzten zehn Jahren aber nur bedingt
die Rede sein:
Länger als die meisten G8-Länder
hielt Deutschland (in diesem Fall
noch die Regierungen unter Helmut
Kohl) daran fest, dass multilaterale
Schulden grundsätzlich nicht in
Schuldenerlassregelungen einbezo-
gen werden dürften, auch wenn sie
längst uneintreibbar geworden wa-
ren. Als dann 1996 die HIPC-I-Initia-
tive aus der Taufe gehoben wurde,
war die Bundesregierung unter de-
nen, die den prinzipiell möglichen
Schuldenerlass für die ärmsten Län-
der durch sinnlose Tragfähigkeits-
berechnungen so klein rechnen lies-

sen, dass er praktisch wirkungslos
wurde.
Erst die Regierung Schröder, welche
ein gutes halbes Jahr vor dem G8-
Gipfel in Köln 1999 die Regierungs-
geschäfte übernahm, legte ein ge-
wisses Gespür für die Notwendigkeit
eines weitergehenden Erlasses an
den Tag. Die BMF-Selbstdarstellung
erklärt noch heute, dass die Kölner
Schuldeninitiative auf deutschen
Druck hin zustande gekommen sei.
Das ist insofern richtig, als Deutsch-
land als damaliger G8-Vorsitz das
Vorschlagsrecht für die Gipfelagen-
da hatte. Es stimmt insofern nicht,
als die konkreten Beschlüsse (die
sich spätestens beim G8-Gipfel
2005 als heillos unzureichend erwie-
sen haben und durch die MDRI er-
gänzt werden mussten), keinen mu-
tigen deutschen Vorstoß widerspie-
gelten, sondern einen Konsens, den
es unter allen G8-Mitgliedern längst
gab.5

Des weiteren stellt sich im Jahre 5
nach MDRI und mitten in der glo-
balen Wirtschaftskrise die Frage, wie
ein Rückfall entschuldeter Länder in
eine Überschuldung vermieden wer-
den kann, bzw. wie man internatio-
nal mit erneut insolventen Staaten
umgeht. Die Fälle von Staateninsol-
venz selbst europäischer Staaten im
Zuge der Finanzkrise wurden in den
Medien beleuchtet. Weniger in der
öffentlichen Wahrnehmung war hin-
gegen eine Studie des IMF vom
März 2009, demzufolge auch für 31
Niedrigeinkommenländer ein hohes
Überschuldungsrisiko besteht; unter
ihnen 19 HIPC-Länder.6 In diesem
Zusammenhang stellt sich die Frage
nach der Haltung der Bundesrepu-
blik zu einem internationalen Insol-
venzverfahren.

Die Diskussion um ein Internatio-
nales Insolvenzverfahren

Unter dem Druck der Erlaßjahr-
Kampagne haben sich die deut-
schen Bundesregierungen seit Rot-
Grün positiv zu dem Vorschlag eines
internationalen Insolvenzverfahrens
(in Form eines Fairen und Transpa-
renten Schiedsverfahrens - FTAP)
geäußert. Zwei Bundestagsanhör-
ungen 2001 und 2003 und zwei ent-
sprechende Passagen im Koali-
tionsvertrag von 2002 waren die
wichtigsten Wegmarken in diesem
Prozess.

4 http://bit.ly/bmf-strategie
5 Im Februar 1999 veranstaltete Jubilee2000
in London einen Workshop mit Vertretern aller
G7-Finanzministerien. Dabei kam es zu ei-
nem regelrechten „Schönheitswettbewerb“
(so ein Ministerialer), bei dem die einzelnen
Regierungen ihre Vorschläge den kritischen
NROs vorstellten. Die Deutschen lagen da-
mals „schönheitsmäßig“ eher im Mittelfeld
(wie bis heute).
6 IMF, „The implications oft he Global finan-
cial crisis for Low-income countries“ März
2009, S. 44; Siehe auch: Kaiser,J., I.Knoke,
H.Kowsky: Towards a Renewed Debt Crisis?;
FES Dialogue on Globalization No.44;
http://www.erlassjahr.de/dev/cms/upload/
2009/koeln/FES_Dialogue.pdf
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Unter der großen Koalition war diese
Positionierung aus dem Koalitions-
vertrag gestrichen worden, da sich
die CDU nie positiv zu dem Thema
positioniert hatte.
In einer Anhörung zum Thema ille-
gitime Schulden im Auschuss für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung (AWZ) des deutschen
Bundestages am 4. Juni 2008 nahm-
en die im Bundestag vertretenen
Parteien auch zum Thema des In-
ternationalen Insolvenzverfahrens
Stellung. Alle Parteien schienen der
weiteren Beschäftigung mit diesem
Instrument offen gegenüber zu steh-
en.7 Ein Jahr später verabschiedete
der 16. Deutsche Bundestag als
eine der letzten parlamentarischen
Initiativen der Großen Koalition ei-
nen gemeinsamen Antrag zur Ent-
wicklungsfinanzierung, in dem die
Bundesregierung aufgefordert wird,
die Möglichkeiten für die Schaffung
eines Internationalen Insolvenzver-
fahrens zu prüfen.8

Der Allparteienkonsens fand dann
auch seinen Niederschlag im Koali-
tionsvertrag der schwarz-gelben
Regierung. Im Kapitel 5, Punkt 8,
findet sich auch ein Passus zum zu-
künftigen Umgang mit überschulde-
ten armen Ländern:
„Kredite werden wir insbesondere
unter Berücksichtigung der Schul-
dentragfähigkeit geben. Entschul-
dungen von Entwicklungsländern
werden wir nur unter der Voraus-
setzung einer transparenten Haus-
haltsführung, der Bekämpfung von
Korruption und Misswirtschaft sowie
des Aufbaus einer soliden Wirt-
schaftsstruktur und der Stärkung der
Eigenfinanzierung der Entwick-
lungsländer gewähren. Wir setzen
uns zudem für die Implementierung
einer internationalen Insolvenzord-
nung ein.“9

Zum Zeitpunkt des Redaktions-
schlusses (Dezember 2009) ist es
noch zu früh, um zu beurteilen, wie
dieser neue Einsatz der Bundesre-
gierung aussehen wird. Die Tat-
sache, dass der Bundesentwick-
lungsminister Dirk Niebel (FDP) sich
bereits positiv zu einer internatio-
nalen Insolvenzordnung positioniert
hatte, bevor er das Amt antrat,
spricht für eine aktivere deutsche
Politik zu diesem Thema. In einem
Brief an den erlassjahr.de Mitträger
‘Mission EineWelt’ schrieb er am 27.
Juli 2009:

„Eine Internationale Insolvenzord-
nung gibt der Entschuldung einen
transparenten und nachvollziehba-
ren ordnungspolitischen Rahmen,
den wir begrüßen“10 Diese deutliche
Haltung des FDP-Generalsekretärs
Niebel wiederholte Minister Niebel in
einem Brief an erlassjahr.de am
4.12.09. Darin heißt es:
“lch kann lhnen versichern, dass ich
mich innerhalb der Bundesregierung
und auch im Kreis der internationa-
len Finanzinstitutionen in die Diskus-
sionen zur Umsetzung eines Staa-
teninsolvenzverfahrens aktiv ein-
bringen werde. Gerne nehme ich
auch lhren Vorschlag auf, das The-
ma im Rahmen der nächsten Früh-
jahrstagung von IWF und Weltbank
anzusprechen."11

3. Schuldenumwandlung als
innovatives Finanzierungsinstru-
ment

Die Geschichte der Schuldenum-
wandlungsfazilität

Seit 1992 wird die Bundesregierung
im Rahmen des jeweiligen Haus-
haltsgesetzes Jahr für Jahr vom
Bundestag ermächtigt, auf Entwick-
lungshilfe-Forderungen an ärmere
Länder unter bestimmten Umstän-
den zu verzichten. Im Gegenzug
müssen die begünstigten Länder die
frei werdenden Mittel für Projekte
des Umweltschutzes oder der Ar-
mutsbekämpfung einsetzen. Dies
bedeutet keine zusätzlichen Ver-
pflichtungsermächtigungen für das
BMZ. Seit dem Haushaltsgesetz
2008 können Umwandlungen sich
nicht nur auf die tatsächlich im Pa-
riser Club verhandelten Forderun-
gen, sondern auf alle deutschen For-
derungen an das betreffende
Schuldnerland beziehen. Außerdem
wurde die Fazilität beständig aufge-
stockt: von ursprünglich mal 50 Mio
DM für 1993 auf bis zu 150 Mio. •
2009. Trotz der Erhöhungen ist das
Gesamtvolumen dieser Schulden-
umwandlungen im Vergleich zu den
Schuldenerlassen der vorhergeh-
enden Jahre unter HIPC und MDRI
sehr gering.  War die Schuldenum-
wandlungsfaziität ursprünglich ein
bilaterales Instrument zwischen
Deutschland und jeweils einem Em-
pfängerland, gibt es seit 2007 erst-
mals auch "multilaterale Umwand-
lungen": Im Rahmen der

7 http://www.bundestag.de/bundestag/
a u s s c h u e s s e / a 1 9 / a n h o e r u n g e n /
64_Illegitime_Schulden/index.html
8 "Internationale Kreditfinanzierung in der Ent-
wicklungspolitik auf eine neue Grundlage stel-
len" Antrag der Fraktionen von CDU/CSU und
SPD im Deutschen Bundestag, 17.6.09
9 WACHSTUM. BILDUNG. ZUSAMMEN-
HALT. Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU
und FDP, S. 121
10 http://www.erlassjahr.de/blog/wp-content/
Antwort-Dirk-Niebel.pdf
11 Der gesamte Brief ist im Internet zu finden
unter http://www.erlassjahr.de/blog/2009/12/
07/entwicklungsminister-niebel-will-sich-
aktiv-fuer-internationales-insolvenzverfahren-
einsetzen/

Wenn ein Land seine Auslands-
schulden nicht mehr bedienen kann,
ist es gezwungen, sich den Verfah-
ren zu unterwerfen, die die Gläubi-
ger für einen solchen Fall geschaf-
fen haben: den Pariser und Londo-
ner Club oder die HIPC-Initiative.
Alle diese Verfahren haben gemein-
sam:

- Es wird nur über einen
Teil der Schulden verhandelt, was
mit dem Rest passiert ist unklar.

- Alle Entscheidungen
werden von (den) Gläubigern getrof-
fen;

- Ein eventuell notwendi-
ger Schuldenerlass wird ohne Rück-
sicht auf die Erreichung von Entwick-
lungszielen von der Weltbank be-
rechnet.
Wenn in Deutschland eine Person
oder ein Unternehmen überschuldet
ist, geht es anders zu: Entscheiden
kann nur ein neutraler Insolvenz-
richter. Der regelt den gesamten
Schuldenstand, und er berücksich-
tigt dabei das Existenzminimum
eines Schuldners.
Auch Staaten könnten so behandelt
werden (nach dem Vorbild des
Kap.9 des US-Insolvenzrechts zum
Beispiel): Statt von den Gläubigern
kann von einem Schiedsgericht
entschieden werden, für das beide
Seiten die gleiche Anzahl Schieds-
richter benennen. Das ist der Vor-
schlag für ein Faires und Transpa-
rentes Schiedsverfahren (FTAP),
auch Internationales Insolvenzver-
fahren genannt.

Das Internationale
Insolvenzverfahren
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"Debt2Health"-Initiative werden die
Mittel, die sonst für den Schulden-
dienst aufgewendet worden wären,
vom Schuldnerland mit oder ohne
einen Abschlag auf den Nennwert
der Forderungen dem Globalen
Fonds zur Bekämpfung von AIDS
Tuberkulose und Malaria (GFATM)
in Gesundheitsprogramme zur Ver-
fügung gestellt. Zwei Abkommen
sind bislang unterzeichnet: mit Indo-
nesien und Pakistan. Ein weiteres
mit Ecuador ist unterschriftsreif. Das
erste der beiden Abkommen – mit
Indonesien – erfährt zudem eine
weitere Multilateralisierung, indem
die Australische Regierung dem
deutschen Beispiel folgt. Die Regier-
ung in Canberra wandelt dabei so-
gar Handelsforderungen an Indo-
nesien im Rahmen von D2H in Ge-
sundheitsprogramme um.12 Dazu,
nicht nur "weiche" Entwicklungs-
hilfeschulden, sondern marktmäßig
verzinste Handelsforderungen um-
zuwandeln, konnte sich Deutsch-
land bislang nicht durchringen. Da-
bei lasten gerade diese Schulden
deutlich schwerer auf den betroffe-
nen Ländern. Da in Einzelfällen auch
durchaus kritische Fragen an die
Legitimität der deutschen Ansprüche
gestellt werden müssen, könnte die
Umwandlung solcher Forderungen
auch ein lägst überfälliges Zeichen
der Bundesregierung sein, den kriti-
schen Diskurs anderer Gläubiger-
und Schuldnerregierungen zum
Thema Illegitimität endlich aufzu-
nehmen.13

B Deutsche Privatgläubiger in den
Ländern des Südens

Informationen über die Forderungen
von Privatgläubigern beschränken
sich auf Statistiken zu den Bestän-
den der privaten Banken. Länder-
spezifische Aufschlüsselungen
hinsichtlich der Forderungsbestände
von Anleihegläubigern liegen in ei-
nem vergleichbaren Format nicht
vor.
Die Bank für Internationalen Zahl-
ungsausgleich (BIS) in Basel ver-
öffentlicht auf Vierteljahresbasis For-
derungsbestände von Banken aus
24 Mitgliedsländern gegenüber
Industrie-, Schwellen- und Entwick-
lungsländern.14 Diese Zahlen, die mit
den ansonsten in diesem Kapitel
verwendeten Zahlen des BMF und
der Weltbank nicht immer vergleich-

bar sind, geben einen Anhaltspunkt
über die absolute und relative Be-
deutung deutscher Banken als Gläu-
biger von Staaten in Asien, Afrika
und Lateinamerika.
Im ersten Quartal 2009 hielten
deutsche Banken demnach Forder-
ungen von 167 Mrd. US-$ gegen-
über nicht-europäischen Entwick-
lungs- und Schwellenländern. Ge-
genüber dem Stand in den frühen
neunziger Jahren ist die Bedeutung
deutscher Banken als Kreditgeber
relativ zurückgegangen. Hinter bri-
tischen, US-amerikanischen, franz-
ösischen und spanischen Banken
liegen sie weltweit aber immer noch
auf dem fünften Rang unter den In-
dustrieländern.15

Von den 167 Mrd. US-$ entfallen 52
Mrd. auf die Länder in Afrika, wobei
der einzige nennenswerte Kredit-
nehmer südlich der Sahara Süd-
afrika ist. Der größte Anteil der
Außenstände besteht gegenüber
den Staaten in Asien (84 Mrd. US-
$), hier vor allem Indien, China und
Südkorea. Lateinamerikanische
Länder schulden deutschen Banken
insgesamt 32 Mrd. US-$.
Überhaupt keine systematischen
Informationen existieren über die
Forderungen von Bundesbürgern
und deutschen Unternehmen als
Inhaber von Staatsanleihen. In ein-
zelnen Fällen können diese Forder-
ungen die klassischen syndizierten
Bankenkredite übersteigen. Dies hat
zum Beispiel der spektakuläre Fall
der in Deutschland in den neunziger
Jahren ebenso aggressiv wie er-
folgreich vermarkteten Argentinien-
Anleihen gezeigt. Nach dem Staats-
bankrott Argentiniens 2001 waren
deutsche und italienische Privat-
anleger die wichtigsten "Holdouts",
d.h. Gläubiger, die nicht bereit
waren, sich auf das von Argentinien
vorgelegte Umschuldungsangebot
einzulassen.

12 Ausführliche Hintergrundinformationen zu
Debt2Health unter
h t t p : / / w w w. t h e g l o b a l f u n d . o r g / e n /
innovativefinancing/debt2health/
13 Siehe: erlassjahr.de: Leichen im Keller;
Illegitime Forderungen der Bundesrepublik.
DDR-Kriegsschiffe für Indonesien 1992 - 2004
- 3. Aktualisierte Auflage November 2008
14 http://www.bis.org/publ/qtrpdf/r_qs0909.pdf
15 Offshore-Bankenplätze bleiben unberück-
sichtigt.
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Die Geschichte eines Landes, das etwas anders machen wollte
– eine neue Schuldenstrategie in Ecuador?
von Gabriela Weber Seit Amtsantritt des Präsidenten

Rafael Correa1 nimmt das Thema
Auslandsschulden in Ecuador einen
prominenten Platz in der Regier-
ungsagenda ein, denn das Erbe der
Vorgänger war beträchtlich: 2007
hatte das Land 17,5 Mrd. USD öf-
fentliche und private Auslandsschul-
den, das entsprach 38,3% des BIP
und lag damit über dem Durchschnitt
Lateinamerikas von knapp 35%.
2006 flossen noch 26% des Staats-
haushalts in den Schuldendienst,
und für Sozialausgaben blieb in den
Jahren 2000-2006 durchschnittlich
4,8% des BIP übrig. In der 21/2 jähri-
gen Amtszeit ist es gelungen, den
Schuldendienst 2008 auf 21,6% des
Staatshaushaltes zu reduzieren.2

Bei der Suche nach einem alterna-
tiven Schuldenmanagement orien-
tierte sich die neue Regierung zu Be-
ginn an wesentlichen Positionen zi-
vilgesellschaftlicher Organisationen
wie Jubileo 2000 Guayaquil, Grupo
Nacional de Deuda (GND)3 und
Centro de Derechos Económicos y
Sociales (CDES)(s. Kasten S. 37).

Der erste Wirtschaftsminister und
Mitbegründer von Jubileo 2000, Ri-
cardo Patiño, trat als einer der
Hauptverfechter des Slogans no pa-
go – die Nichtbezahlung illegtimer
Schulden – hervor, was einerseits Ir-
ritationen hervorgerufen und ande-
rerseits hohe Erwartungen an eine
neue Schuldenstrategie geweckt
hatte.

Doch schon bald zeigten sich Wider-
sprüchlichkeiten zwischen progres-
siver Rhetorik und pragmatischer
Vorgehensweise. Dies ist allerdings
ein Spiegelbild der gesamten Politik
dieser Regierung, die eine Bürger-
revolution, das Ende der langen
Nacht des Neoliberalismus erklärt
hat und Ecuador in den Sozialismus
des XXI. Jahrhunderts führen will.
Etwas nüchterner betrachtet handelt
es sich um die Suche nach einem
neuen Entwicklungsmodell inner-
halb einer hoch diversifizierten Ge-
sellschaft, in der immer deutlicher
ideologische Auseinandersetzungen
zu Tage treten.

Comisión para la Auditoría Inte-
gral del Crédito Público - CAIC
Ein Beispiel, das Schule macht

Nachdem Rafael Correa in seiner
Antrittsrede am 15.1.2007 verkündet
hatte, dass es notwendig sei, die Kri-
terien der Schuldentragfähigkeit neu
zu definieren, die illegitimen Aus-
landsschulden zu identifizieren und
ein Internationales Schiedsverfahr-
en voranzutreiben,4 ging es voller
Elan an die Arbeit, und mit ein bis-
chen Druck von Jubileo 2000 und
der Nationalen Entschuldungsgrup-
pe (GND) wurde im Juli 2007 die
erste Auditoría per Präsidentende-
kret in Lateinamerika ins Leben ge-
rufen.
Vor allem ehemalige Jubileo 2000
Guayaquil Mitstreiter waren in ihrem
Element, die in der neuen Regierung

1 Allem Ansinnen und Aktivitäten der alten Oli-
garchie zum Trotz wurde die Regierung und
ihr Projekt Movimiento PAIS im April 2009 mit
51,99% im ersten Wahlgang bis 2013 im Amt
bestätigt und erlangte 58 von 130 Sitzen im
Parlament.
2 www.mef.gov.ec; Statistical Yearbook for
Latin America and the Caribbean CEPAL
2008; UN February 2009. Weisbrot, Mark;
Sandóval, Luis 2009 “La economía ecuatoria-
na en los años recientes”, pdf. Hoy 21.1.2008
www.hoy.com.ec
3  Die nationale Entschuldungsgruppe - GND
ist ein Zusammenschluss mehrerer NGO, die
in Quito arbeitet.
4 Discurso de posesión Rafael Correa, Pre-
sidente del Ecuador, 15.1.2007 http://
www.rafaelcorrea.com/noticias.php
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unter Rafael Correa in verschiedene
Ministerämter, Behörden und die
Zentralbank avancierten.
Die Auditoría mit insgesamt 13 Mit-
gliedern, zusammengesetzt aus Re-
präsentanten staatlicher Einricht-
ungen, zivilgesellschaftlicher Orga-
nisationen und internationalen Ver-
tretern übernahm nun die nüchterne
Aufgabe, Kreditverträge der letzten
30 Jahre nach illegitimen und illega-
len Machenschaften zu durchfor-
sten. Nun begann ein harter Lern-
prozess und nicht wenige ministerie-
lle Stolpersteine mussten überwun-
den werden.
Schließlich wurde die Arbeit der

Positionen zivilgesellschaftlicher
Gruppen

Soziale und produktive Investitionen im
Rahmen einer solidarischen Ökonomie
haben Vorrang vor der Schuldenrück-
zahlung.

Die Aufkündigung der Beziehungen mit
der Weltbank und dem IWF als Haupt-
verantwortliche für die neoliberale Struk-
turanpassung und hohe Verschuldung
des Landes.

Die Nichtrückzahlung illegitimer Schul-
den, die auf Grundlage der ersten Un-
tersuchungen der Comisión Especial de
Investigación de la Deuda Externa
(CEIDEX)6 und GND festgestellt wurden.
Eine Untersuchung und Sanktionierung
der Mitverantwortung der involvierten Ak-
teure und eine Schadensersatzleistung
der betroffenen Bevölkerung.

Die verfassungsmäßige und rechtliche
Festlegung klarer Kriterien für Neuver-
schuldung auf der Grundlage der ökono-
mischen, sozialen und kulturellen Men-
schenrechte; eine institutionalisierte
Kontrolle durch das Parlament und  eine
Auditoría mit zivilgesellschaftlicher Be-
teiligung.
Staatliche Kontrolle öffentlicher Schul-
den durch ein interinstitutionelles Komit-
tee, in dem neben dem Präsidenten, die
Planungsbehörde SENPLADES, das
Finanzministerium, das Ministerium für
politische Koordination, die Zentralbank
sowie mindestens 2 Repräsentanten zi-
vilgesellschaftlicher Organisationen ver-
treten sein sollen.

Regierungspolitik

Senkung des Schuldendienstes zugun-
sten der sozialen Entwicklung: Laut dem
letzten Konjunkturbericht hat sich in 2
Jahren der Schuldendienst um fast 2,2
Mrd. USD gesenkt, und die Sozialausga-
ben haben sich um 2 Mrd. USD  (7,4%
des BIP für 2008) erhöht.5

Rafael Correa hatte im April 2007 den
ehemaligen Weltbank-Vertreter als per-
sona non grata des Landes verwiesen
und seither sind die Beziehungen einge-
froren. Gleiches gilt für den IWF, dem
Ecuador die Restschuld von 9 Mio. USD
ebenfalls im April 2007 zurückbezahlt
hat.

Berufung einer Kommission zur Buch-
prüfung der öffentlichen Verschuldung
(Comisión para la Auditoría Integral de
Crédito Público CAIC) auf der Grundlage
des Decreto Ejecutivo no. 472 vom
9.7.2007.
Rückkauf der Global Bonds 2012 und
2030.

Art. 289 – 291 der neuen Verfassung be-
ziehen sich auf öffentliche Verschul-
dung, in denen einige Kriterien festgelegt
sind, wie z.B.:
Genehmigung der Kredite durch ein per
Gesetz zu definierendes Komittee unter
Einhaltung der Souveränität und Men-
schenrechte; Kreditaufnahme lediglich
als Fehlfinanzierung, nur für Infrastruk-
turprojekte und Projekte, die den Rück-
zahlungsverpflichtungen nachkommen
können; Anfechtung illegitimer und ille-
galer Schulden, wobei illegale Schulden
zurückgefordert werden können; Verbot
der Verstaatlichung privater Schulden;
kreditfinanzierte Projekte erfordern vorab
Studien zur Finanzierung, sozialen und
Umweltverträglichkeit und sollen im ge-
samten Vertragszeitraum einer Auditoría
unterzogen werden.

CAIC in vier Kommissionen (bi- und
multilaterale, kommerzielle und In-
landsschulden) sowie mehrere Sub-
kommissionen aufgeteilt und am
20.11.2008 wurden die Resultate in
einer offiziellen Veranstaltung unter
Anwesenheit des Präsidenten vor-
gestellt.
Die in dem Zeitraum ab 1976 un-
tersuchten Kreditverträge weisen
laut CAIC-Bericht7 eine Reihe von
Unregelmäßigkeiten auf, insbeson-
dere Verstöße gegen das nationale
Recht, gegen internationale Regeln
und gegen Prinzipien des internatio-
nalen Völkerrechts.
Neben regem Interesse und gros-

5 Acosta, Alberto (Koordinator) et.al. 2009
“Análisis de Coyuntura Económica”, Ecuador
2009 pdf; Kapitel 7; FLACSO, ILDIS-FES.
Weisbrot, Mark; Sandóval, Luis 2009 “La
economía ecuatoriana en los años recientes”,
pdf; dort  wird eine Steigerung von 8,3% ge-
nannt. Dank des hohen Ölpreises erreichte
Ecuador 2008 6,5% Wirtschaftswachstum.
6 Eine Auditoría war schon seit Jahren von
Jubileo 2000 gefordert und in ersten Ansätzen
mit CEIDEX (Comisión Especial de Investi-
gación de la Deuda Externa) unter Alfredo Pa-
lacio 2006 eingeführt worden.
7 CAIC 2008: „Informe Final Resumen
Ejecutivo“; Quito. Der Bericht ist in spanisch
und englisch auf der website
www.auditoriadeuda.org.ec zu finden. Seit
August findet auch in Brasilien eine Auditoría
statt www.divida-auditoriacidada.org.br
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sem Lob ließ auch die Kritik nicht
lange auf sich warten, die je nach
politischer Coleur finanztechnische
Fehler oder die Vermischung von
Ideologie und Fakten bemängelte.8

Leider ist es bis heute nicht gelun-
gen, das versprochene Handbuch
zu erstellen, um auf Grundlage der
CAIC-Erfahrungen die konzeptio-
nelle Weiterarbeit voranzutreiben.9

Begleitet wurde der Auditoría-
Prozess von Jubileo 2000, GND und
CDES mit regelmäßigen Veranstalt-
ungen,10 Erstellung von Informa-
tionsmaterialien und der Lobbyarbeit
in der verfassungsgebenden Ver-
sammlung zum Thema Schulden.
Im Rahmen der Erarbeitung der neu-
en Verfassung sind eine Reihe von
Vorschlägen der GND mit aufge-
nommen worden. Deren Umsetzung
lässt allerdings zu Wünschen übrig:
So wurde z.B. das geforderte inter-
ministerielle Kreditkomitee zwar in
der neuen Verfassung (Art. 289) ver-
ankert, nimmt aber – zumindest zur
Zeit – lediglich eine technische Prüf-
ungsrolle ein. Die Neuaufnahme von
Krediten wird in der Secretaría de
Crédito Público, der staatlichen
Planungsbehörde SENPLADES und
von dem Päsidenten entschieden.
Laut Artikel 290 dürfen Kredite nur
aufgenommen werden, wenn die Ei-
genmittel und die öffentliche Ent-
wicklungshilfe nicht ausreichen.
Außerdem dürfen sie lediglich zur
Finanzierung von Infrastrukturpro-
grammen oder Projekten, die den
Rückzahlungsverpflichtungen nach-
kommen können, dienen.
Was die diesbezügliche Forderung
nach einer parlamentarischen Kon-
trolle, einer institutionalisierten Audi-
toría und Kriterien für neue Kredit-
aufnahmen angeht, bleibt abzuwar-
ten, was das Gesetz zu öffentlichen
Finanzen (Ley de Finanzas Púb-
licas) beinhalten wird.

Schuldenmanagement unter
Correa – Strategie oder Taktik?

Mit dem CAIC Bericht wurde ein Mei-
lenstein gesetzt, der allerdings droht,
auf einem Seitenweg liegen zu blei-
ben: Die durchaus schwierige Kern-
frage der illegitimen Schulden wurde
offiziell nicht weiter verfolgt, stattdes-
sen hat man sich auf Legalitätsfra-
gen im Bereich der kommerziellen
Kreditverträge11 konzentriert, wobei
die juristischen Berater der Regier-
ung kein ausreichendes Beweisma-
terial gefunden haben, um ein Ver-
fahren einzuleiten. Auch der dann
erfolgte Rückkauf der  beanstande-
ten Forderungen mit einem hohen
Abschlag erfolgte mit nur noch rheto-
rischem und unverbindlichem Bezug
auf die Ergebnisse des CAIC-Be-
richts.
Als die Regierung im Juni 2009 den
Rückkauf der Bonos Globales12

2012 und 2030 vorstellte statt  – wie
lange angekündigt – eine innovative
Schuldenstrategie, waren die Reak-
tionen bei Jubileo und ehemaligen
CAIC Mitgliedern eher zurückhal-
tend. Zwar berief die Regierung sich
dabei auf die Resultate der CAIC,
traf aber ungeachtet der politisch-
ethischen Diskussion eine pragma-
tische Entscheidung, um vor allem
mögliche langfristige juristische Ver-
fahren zu vermeiden.
Auf der Grundlage eines techni-
schen Moratoriums hatte die Regier-
ung im April die Einstellung der Zahl-
ungen erklärt und im Juni 2009 den
Anleiheinhabern vorgeschlagen,
ihre Schuldscheine zu einem Preis
von 35 cent pro 1 USD des Nomi-
nalwertes zurückzukaufen. Damit
gelang es bisher 91% dieser Schuld-
scheine, d.h. gut 2,9 Mrd. USD, zu
einem Preis von 900 Mio. USD zu-
rückzukaufen und damit rund 1/3 der
Auslandsschulden zu eliminieren.
(vgl. Tabelle 1). Bis 2030 können so
insgesamt 7,505 Mrd. USD an Zin-
sen und Tilgungen eingespart werden.13

Im Mai 2009 hatten die öffentlichen
Auslandsschulden einen Stand von
10,124 Mrd. USD und im Septem-
ber knapp 7,5 Mrd. USD. Das ent-
spricht 14,6% des BIP, ein histori-
scher Tiefstand in der ekuadoriani-
schen Schuldengeschichte; zusammen
mit der privaten Auslandsverschul-
dung von 6,2 Mrd. bleiben 13,7 Mrd.
USD (vgl. Tabelle 4).

Quelle: Banco Central del Ecuador (www.bce.fin.ec),  * 2009 bis 31.09.2009

8 Die Frage der Mitverantwortung der dama-
ligen Regierungen hat zu wenig Raum in der
Diskussion eingenommen, wäre aber wichtig
für eine kohärente nationale Schuldenstrate-
gie.
So hatte z.B. die Amnestie einer der hauptver-
antwortlichen Politiker des Bankencrashs von
2000 und damaligen Präsidenten, Gustavo
Noboa, im Juli 2008 damals schon die Frage
nach der Kohärenz der Schuldenpolitik aufge-
worfen. Noboa waren u.a. Unregelmäßig-
keiten bei den Verhandlungen der Ausslands-
schulden vorgeworfen worden. Während
seiner 3 jährigen Amtszeit wurden 161 Millio-
nen USD Schuldendienst bezahlt.
http://www.hoy.com 5.7.2008
9  Zur Zeit werden in der GND Überlegungen
angestellt, mit welchen Mitteln ein Handbuch
finanziert werden kann.
10 So fanden neben nationalen Veranstalt-
ungen in verschiedenen Städten auch 2 in-
ternationale Seminare zum Thema illegitime
Schulden 2007 und 2008 statt; ein weiteres
ist Anfang November 2009 geplant. S.a. die
Dokumentation: Weber, G. (Koordination)
et.al. 2008: “Sobre la deuda ilegítima –
Aportes al debate”, Quito
11 Zur Zeit beginnt im Finanzministerium auch
die Überprüfung der Legalität von bi- und mul-
tilateralen Verträge.
12 Im Rahmen der Umstrukturierung der
Schulden unter der Regierung G. Noboa wur-
den 2000 die Brady Bonds in  Global Bonds
umgetauscht. In der damaligen Krise sollte
v.a. die Kreditwürdigkeit auf internationalen
Finanzmärkten wieder hergestellt werden.
Letztendlich handelte man sich mit dieser
Schuldenumwandlung zu einem überhöhten
Marktpreis und hohen Zinsen zusätzliche
Schulden über ca. 3 Mrd. USD ein. Die Bonos
Globales 2012 und 2030 machten 80% der
kommerziellen Schulden aus. Acosta, A.
2001: „El canje de los Bonos Brady por Bonos
Globales – Detalles de un atraco maravilloso“.
13 Das Rückkaufangebot ist für italienische Bo-
nusinhaber bis Mitte Oktober 2009 verlängert
worden. S.a. Bericht der Finanzministerin vom
11.6.2008 www.mef.gov.ec; „Análisis de
Coyuntura Económica“, 2009.
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Finanzkrise in Ekuador und neue
Schulden

Die negativen Auswirkungen der Fi-
nanz- und Wirtschaftskrise zeigen
sich seit Ende letzten Jahres vor
allem in 3 Bereichen: Dem Rück-
gang der Öleinnahmen um 3,8 Mrd.
USD im ersten Halbjahr im Vergleich
zum Vorjahr (von 6,188 Mrd. USD
in 2008 auf 2,388 Mrd. USD in
2009)14, dem signifikativen Rück-
gang der Exporte der traditionellen
Agrarprodukte15 und dem Rückgang
der Auslandsüberweisung der Mi-
granten um 27% allein im ersten
Quartal 2009.16 Das hat bis Ende
2008 zu einem Handelsbilanzdefizit
von über 5 Mrd. USD und einem
Haushaltsdefizit von 1,6 Mrd. USD
geführt.17

Um diese Lücken zu schließen und
den Staatshaushalt von ca. 14 Mrd.
USD abzudecken, wurden seit 2007
fast ausschließlich neue multila-
terale Kreditverträge von mehr als
1,9 Mrd. USD18 abgeschlossen, wo-
von knapp 1,6 Mrd. Staatsschulden
sind und der Rest auf Kommunen
und Staatsunternehmen entfallen.

Insbesondere die Vereinbarungen
mit China über 1 Mrd. USD für Pro-
jekte im Erdöl- und Energiesektor
haben zu Diskussionen geführt.
Dabei handelt es sich um einen Ver-
trag zwischen Petroecuador und
Petrochina mit 2 Jahren Laufzeit, der
den Vorverkauf von Erdöl (ca. 70 Mil-
lionen Barrel) festschreibt. Im Ge-
genzug erhält die ecuadorianische
Regierung 1 Mrd. USD zu einem
Zinssatz von 7,25%. Dabei gibt eini-
gen die Höhe des Zinssatzes zu
denken, anderen eher die Tatsache,
dass Ecuador 1/3 der Rohölexporte
ausschließlich nach China sendet,
das damit zum zweitgrößten Em-
pfänger des Erdöls und – im Hinblick
auf weitere Großprojekte – zu ei-
nem der wichtigsten Handelspartner
wird.19 Ein weiterer Diskussions-
punkt ergibt sich aus der bisher zum
Teil noch unklaren Verwendung der
Milliarde: 600 Mio. sollen in die In-
frastruktur von Petroecuador flies-
sen und weitere 300 Mio. USD in die
Finanzierung des durchaus umstrit-
tenen Wasserkraft-Großsprojektes
Coda-Coca Sinclair in der Amazo-
nasprovinz Napo. Oppositionelle
Stimmen behaupten, mit dem Rest-
geld soll die Haushaltslücke gestopft

werden, was allerdings verfas-
sungswidrig wäre, wenn mit dem
Geld laufende Kosten bestritten wür-
den.20

Neue Finanzarchitektur als Teil
des neuen Entwicklungsmodells

Insgesamt bietet die Finanzkrise
auch hier Stoff genug, die mangeln-
de Regulierung internationaler
Finanzmärkte zu kritisieren und die
Forderung einer neuen Finanzarchi-
tektur zu bekräftigen. Diese ist –
neben der neuen Politik für Entwick-
lungszusammenarbeit und dem na-
tionalen Entwicklungsplan – der
wichtigste Baustein des angestreb-
ten Entwicklungsmodells.
Dabei bilden die Anfang Oktober
2009 mit einem Kapital von 20 Mrd.
USD gegründete Regionalbank
Banco del Sur, ein gemeinsamer Re-
servefonds und eine regionale
Währungsvereinbarung SUCRE  die
Kernelemente, um sich mittelfristig
vom Dollar abzukoppeln, die süd-
amerikanische Kooperation zu stär-
ken und eine stabile regionale Wirt-
schaft aufzubauen. Damit wollen
sich v.a. Ecuador, Bolivien und Ven-
ezuela endgültig von der Weltbank
und dem IWF unabhängig machen.

Im Rahmen des geplanten schritt-
weisen Ausstiegs aus der Dollari-
sierung und der Einführung des
SUCRE21 als regionale Handels-
währung wird auch darüber nachge-
dacht, im Boden verbleibendes Erd-
öl als Währungsreserve einzuset-
zen, sozusagen als schwarzes Gold.
Damit könnte das Yasuní-ITT Projekt
(s.Kasten S. 40) zusätzlich einen
Beitrag für die neue Finanzarchitek-
tur leisten.

Die Diskussion um Schuldenum-
wandlungen für dieses Projekt, die
in England, Italien und Spanien in
Erwägung gezogen wird – und in
Deutschland diskutiert werden –
wird noch spannend. Dieser Mech-
anismus stößt in Ecuador generell
auf Skepsis, da er an Konditionen
gebunden ist. Aber es gibt weitere
Vorschläge zur Umstrukturierung
von Auslandsschulden zugunsten
von ITT: diese sollen in ein Sicher-
heitszertifikat umgewandelt werden;
eine Art Garantieschein, dass kein
Erdöl gefördert wird. Die freiwer-
denden Mittel sollen dem Projekt ITT

14 „Análisis de Coyuntura Económica”, 2009,
S.23
15 V.a. Bananen, Blumen, Krabben, Kakao,
Kaffee und Holz
16 2008 haben die Rücküberweisung der
ecuatorianischen Migranten 5,4% des BIP
ausgemacht; www.bce.fin.ec
17 Banco Central del Ecuador: Ecuador: Evo-
lución de la Balanza Comercial 01-09/2009
www.bce.fin.ec
Das Defizit schließt den Erdölsektor aus. Un-
ter Einbeziehung dieses Sektors verringert
sich das Handelsbilanzdefizit auf knapp 2,5
Mrd. USD.
18 „Análisis de Coyuntura Económica”, 2009;
El Comercio 10.12.2008; El Universo
2.4.2009; Hoy 2.4.2009. Zusätzlich erhält
Ecuador vom IWF 400 Millionen USD, die im
Rahmen der G-20 Vereinbarungen zur Wie-
derbelebung der Weltwirtschaft auf das Land
entfallen; El Comercio 29.8.2009
19 China ist seit Januar 2009 Mitglied der In-
teramerikanischen Entwicklungsbank BID. Mit
der EximBank China und der Chinesischen
Entwicklungsbank wurden mehrere Verträge
zur Kofinanzierung von Infrastrukturprojekten
in Lateinamerika und der Karibik abge-
schlossen. Pressemitteilung des BID vom
28.3.2009: http://www.iadb.org/news/
detail.cfm?language=Spanish&id=5261
20 “Análisis de Coyuntura Económica”, 2009;
Kapitel 6.5.2.; Hoy 18.8.2009
www.diariocritico.com/ecuador/2009/; Pres-
semitteilung von PetroEcuador vom 15.09.09
http://www.petroecuador.com.ec/idc/groups/
public/documents/peh_noticias/060385.pdf
21 SUCRE (Sistema Unitario de Compensa-
ción Regional), wurde 2008 von den Mit-
gliedsländern der ALBA (Alternativa Boliva-
riana de las Américas; Kuba, Bolivien, Nica-
ragua, Honduras, Dominikana, Venezuela)
vorgeschlagen. Die Banco del Sur wird von
Venezuela, Argentinien, Brasil, Bolivien, Ec-
uador, Uruguay und Paraguay gegründet.
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zugute kommen. Im Falle der Auf-
nahme der Erdölproduktion wandelt
sich das Zertifikat wieder in die ur-
sprünglichen Schulden. Und es gibt
noch eine weitere Vision: sämtliche
Schuldendienste aus bi- und multi-
lateralen Verpflichtungen zugunsten
einer kompletten Einstellung des
Erdölabbaus im Süden des Landes
zu suspendieren.Diese und andere
Ideen22 werden diskutiert und geben
sicherlich auch weitere Impulse, in-
ternational ein gerechteres Wirt-
schafts- und Entwicklungsmodell
voranzutreiben.
Bisher sind zweifelsohne wichtige
Prozesse angestoßen worden, ins-
besondere mit der Auditoría, der ver-
fassungsmäßigen Verankerung ei-
nes integrierten Entwicklungsmo-
dells und der Begrenzung der Neu-
verschuldung sowie des südameri-
kanischen Ansatzes einer neuen Fi-
nanzarchitektur. Kritische Fragen
beziehen sich auf die Umsetzung
der Verfassung in entsprechende
Gesetze und institutionellen Rahm-
en; desweiteren auf die Art der
Durchführung der geplanten Infra-
strukturprojekte. Allem voran wird
sich die Glaubwürdigkeit des inte-
grierten Entwicklungsmodells für
Mensch und Natur (sumak kawsay)
an der zukünftigen Regierungspolitik
in Bezug auf die Ausbeutung der na-
türlichen Ressourcen (Erdöl und
Bergbau) und den Umweltschutz
zeigen.

Die Yasuní-ITT (Ishpingo-Tambo-
cocha-Tiputini) Initiative

Dieser wegweisende Vorschlag wur-
de vor 2 Jahren vom Energie- und
Bergbauministerium unter Alberto
Acosta in die öffentliche Debatte ge-
bracht und sieht vor, das Erdöl im
Nationalpark Yasuní des ekuadoria-
nischen Amazonasgebiets gegen in-
ternationale Ausgleichszahlungen in
Höhe von ca. 4 Mrd. USD im Boden
zu lassen.
Damit sollen die außergewöhnliche
Biodiversität und die indigene Be-
völkerung dieser Region geschützt,
sowie der Austoß von ungefähr 400
Millionen Tonnen CO2 verhindert
werden. Im Oktober richtete UNDP
einen internationalen Treuhand-
fonds ein, um die vorgesehenen
Zahlungen in Höhe von 350 Mio.
USD jährlich zu verwalten. Bisher
haben sich Deutschland mit 50 Mio.
und Spanien mit 20 Mio. USD
jährlich für einen Zeitraum von 12
Jahren verpflichtet, wobei sich beide
Länder schon im Vorfeld bei der Er-
stellung der Machbarkeitsstudien
engagiert haben.
Mit diesen Geldern sollen Projekte
zur Bekämpfung der Armut, für er-
neuerbare Energie, Umweltschutz
und zur Bewahrung der geschützten
Region finanziert werden. Das Pro-
jekt wurde im Dezember 2009 auf
der Weltklimakonferenz in Kopen-
hagen vorgestellt, u.a. auch, um wei-
tere Geber zu gewinnen.

22 Präsident Correa hat den OPEC-Ländern
eine Steuer pro Barrel exportiertem Erdöl vor-
geschlagen, die sogenannte Daly-Correa
Steuer. Acosta, A. et.al. 2009: „Dejar el crudo
en la tierra o la búsqueda del paraíso per-
dido”; dt. Kurzfassung: Acosta, A. 2009: “Auf
der Suche nach dem verlorenen Paradies –
Bleibt das Erdöl im Boden des ekuadoriani-
schen Nationalparks Yasuní?“ EED, Bonn,
h t t p : / / w w w . e e d . d e / f i x / f i l e s / d o c /
eed_090511_verlorenes_Paradies_Acosta_de.pdf.
Larrea, Carlos 2009: “La Iniciativa Yasuní-ITT:
un camino alternativo hacia la sustentabi-
lidad”, in boletín “Ventana a la Cooperación”,
11/2009 No.6; www.cooperacion.org.ec
Aktuelle Informationen in spanisch finden sich
auf der Website: www.amazoniaporlavida.org
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GLOSSAR
AFRODAD African Network on
Debt and Development
Afrikanisches Netzwerk zu Schulden
und Entwicklung
Das afrikanische Netzwerk zu
Schulden und Entwicklung wurde
1994 gegründet und spricht sich für
einen formal und permanent insti-
tutionalisierten Schiedsgerichtshof
für Auslandsschulden aus, der bei
den Vereinten Nationen angesiedelt
werden soll.

Barwert (auch „Gegenwartswert“):
Der Barwert eines Kredits ist die
Summe der abgezinsten, künftigen
Schuldendienstzahlungen. Je höher
der Zinssatz im Verhältnis zu einem
weltweiten Referenzzinssatz ist,
desto höher liegt der Wert heutiger
Geldeinkünfte im Vergleich zu
künftigen Geldeinkünften. Bei einem
Zinssatz von 10 Prozent und einem
Berechnungszeitraum von einem
Jahr sind 1.100 Euro, die ich in ein-
em Jahr erhalte, zum jetzigen Zeit-
punkt nur 1.000 Euro wert (Barwert).
Das heißt, dass ich heute einen Kre-
dit von 1.000 Euro aufnehmen könn-
te, um in einem Jahr ebenfalls einen
Betrag von 1.100 Euro zu erhalten.
Der Barwert von 1.100 Euro, den ich
in einem Jahr erhalte, beträgt also
1.000 Euro. Wenn ich diesen Betrag
von 1.100 Euro erst in zehn Jahren
erhalte, beträgt der Barwert heute
lediglich 424 Euro. Der Barwert ist
also um so niedriger, je länger der
Betrachtungszeitraum und je höher
der Zinssatz ist. Als Diskontsatz
dient im Rahmen der HIPC-Initiative
ein gewichteter CIRR-Zinssatz
(Commercial Interest Reference
Rate), den dieOECD als Referenz-
zinssatz für öffentlich unterstützte
Exportfinanzierungen vorgibt. Die
Berechnung des Barwerts dient da-
zu, die Kredite verschiedener Gläu-
biger mit zum Teil sehr unterschied-
lichen Konditionen (Zinsen, Laufzeit,
Freijahre) vergleichbar zu machen.

BIP - Bruttoinlandsprodukt: Es
entspricht der Summe aller Erwerbs
– und Vermögenseinkommen, die in
der Berichtsperiode im Inland ent-
standen sind.

BMZ Bundesministerium für Wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung

Bottom-up-Ansatz: Nach diesem
Ansatz, der vom europäischen Ent-
schuldungsnetzwerk EURODAD
entwickelt wurde, soll in einem ver-
schuldeten Land zunächst festge-
stellt werden, wie viel Geld es benö-
tigt, um die Existenzsicherung der
Bevölkerung sicher zu stellen
(Pfändungsfreigrenze). Dann noch
vorhandene Ressourcen können
eventuell für den Schuldenerlass
eingesetzt werden.

Completion Point (Abschluss-
zeitpunkt): Zeitpunkt, an dem ein
Land den am Decision Point (Ent-
scheidungszeitpunkt) zugesagten
Erlass tatsächlich erhält.

Cut-off-date: Das ist der Zeitpunkt
der ersten Umschuldung eines Lan-
des im Pariser Club. Entsprechend
sind post-cut-off-date-Schulden die
Schulden, die einem Land nach dem
Zeitpunkt der ersten Umschuldung
vor dem Pariser Club entstanden
sind und pre-cut-off-date-Schulden
die Schulden, die ein Land vor die-
sem Datum gemacht hat.

Decision Point: Zeitpunkt, an dem
IWF und Weltbank nach Abschluss
einer Schuldentragfähigkeitsanalyse
über die Höhe einer Entschuldung
im Rahmen der HIPC-Initiative ent-
scheiden. Damit der Erlass auch
vollzogen wird, muss das Schuld-
nerland von IWF und Weltbank vor-
geschriebene Reformen durch-
führen.

Diversifizierung: Bezeichnet die
Ausweitung der Exportproduktpa-
lette und Erschließung neuer Ab-
satzmärkte durch einen Staat, mit
dem hauptsächlichen Ziel, weniger
anfällig gegen Konjunkturschwank-
ungen oder Veränderungen der
„Terms of Trade“ zu werden.

ESAF Enhanced Structural Adjust-
ment Facility: Die erweiterte Struk-
turanpassungsfazilität ESAF ist eine
günstige Kreditlinie des IWF für
Niedrigeinkommensländer, die bis

1999 vergeben wurde. Die Kredit-
vergabe war an die Erfüllung eines
dreijährigen Strukturanpassungs-
programms geknüpft. Eine vom IWF
selbst durchgeführte Studie kam zu
dem Ergebnis, dass die Maß-
nahmen innerhalb dieses Pro-
gramms Auswirkungen auf die Ar-
mut in den jeweiligen Ländern nicht
berücksichtigte. Im Herbst 1999 ging
die ESAF in die PRGF (Poverty Re-
duction Growth Facility) über.

EURODAD European Network on
Debt and Development:
Das Europäische Netzwerk zu
Schulden und Entwicklung wurde
1990 gegründet, und vertritt in-
zwischen 56 NROs aus 18 europä-
ischen Ländern; eins seiner Mitglie-
der ist erlassjahr.de. EURODAD
will eine bessere Koordination der
in der Entschuldungsarbeit enga-
gierten Organisationen und versucht
Einfluss auf europäische und multi-
laterale Entscheidungsträger auszu-
üben. Der Sitz des Sekretariats ist
Brüssel.

FTAP - Fair and Transparent Arbi-
tration Process: Ein konkreter Vor-
schlag von erlassjahr.de und an-
deren Organisationen für ein „faires
und transparentes Schiedsverfahr-
en“ innerhalb der internationalen De-
batte um ein Insolvenzrecht für Staa-
ten.

G7/8 - Group of Seven/Eight: In-
formeller Zusammenschluss der sie-
ben größten Industrieländer der
Welt: Deutschland, Frankreich,
Großbritannien, Italien, Japan, Ka-
nada und die USA. 2002 ist Russ-
land als Vollmitglied dazu ge-
kommen. Die G8 treffen sich einmal
jährlich zum Weltwirtschaftsgipfel.

G77 - Gruppe der 77: Informeller
Zusammenschluss von Entwick-
lungsländern innerhalb der Verein-
ten Nationen zur besseren Koope-
ration zwischen den Entwicklungs-
ländern und zur besseren Abstim-
mung in internationalen Verhand-
lungen. Bei seiner Gründung 1964
gehörten 77 Länder dazu, heute ha-
ben die G77 insgesamt 134 Mit-
glieder.
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HIPC - Heavily Indebted Poor Coun-
tries: Hoch verschuldete arme Län-
der.

HIPC I , auch HIPC-Initiative ge-
nannt: Weltbank und IWF ermög-
lichten den HIPC-Ländern mit dieser
Initiative 1996 erstmals, dass sie ein-
en Teilerlass ihrer multilateralen Kre-
dite bekommen sollten. Damit waren
neben bilateralen Schulden bei
Staaten erstmals auch die multila-
teralen Schulden gegenüber inter-
nationalen Organisationen (vor al-
lem Weltbank und IWF) einge-
schlossen.

HIPC II, auch Kölner Schuldeninitia-
tive genannt: Beim G7-Gipfel 1999
in Köln wurde eine deutliche Erweit-
erung gegenüber HIPC I beschlos-
sen. Die Belastbarkeitsgrenzen der
Länder für die Rückzahlung ihrer
Schulden wurden weiter gesenkt.
Außerdem wurde eine Reform der
Bedingungen für Schuldenerlasse
angestoßen: Schuldenerlasse wur-
den an die Durchführung von Ar-
mutsbekämpfungsprogrammen ge-
bunden (Poverty Reduction Strategy
Paper – PRSP).

IDA - International Development
Agency: Die Internationale Ent-
wicklungsorganisation IDA gehört
zur Weltbank-Gruppe und vergibt
Kredite zu besonders günstigen
Konditionen an die ärmsten Ent-
wicklungsländer. Eine Voraussetz-
ung für die Aufnahme in die HIPC-
Initiative ist der IDA-only-Status.
Das bedeutet, dass ein Land aus-
schließlich Kredite von der IDA und
keine Weltbank-Kredite zu Markt-
konditionen erhält. Ein Land erhält
nur dann einen IDA-only-Status,
wenn es ein Pro-Kopf BIP von we-
niger als 895 US-Dollar aufweist.

IFI - Internationale Finanzinstitutio-
nen: Dazu gehören regionale Ent-
wicklungsbanken sowie die Welt-
bank und der Internationale Währ-
ungsfonds, siehe Weltbank und IWF.

IWF - Internationaler Währungs-
fonds/IMF – International Monetary
Fund: Der IWF wurde 1944 mit dem
Ziel gegründet, die internationale

Währungsstabilität zu sichern. Er hat
zur Zeit 185 Mitgliedsstaaten, deren
Stimmrecht sich nach ihrem Kapital-
anteil richtet. Der IWF hat das Schul-
denrahmenwerk DSF als Tragfähig-
keitsanalyse erarbeitet und zusam-
men mit der Weltbank die HIPC-
Initiative gegründet.

Londoner Club: Informelle Interes-
sengemeinschaft von rund 1.000
Gläubigerbanken und Fondsgesell-
schaften, die sich in den Verhand-
lungen mit den Regierungen der
Schuldnerländer durch einen Lenk-
ungsausschuss vertreten lassen.
Dieser Ausschuss tritt bei Bedarf zu-
sammen und verhandelt über die
Umschuldung von privaten und nicht
verbürgten Krediten öffentlicher
Schuldner.

Millenniums-Entwicklungsziele -
Millennium Development Goals
(MDGs): Im September 2000 hat die
UN-Vollversammlung in New York
die Millenniumserklärung beschlos-
sen. Zu ihrer Umsetzung wurden
acht Ziele formuliert (u.a. die Hal-
bierung der Armut und Senkung der
Kindersterblichkeit), die bis zum Jahr
2015 verwirklicht werden sollen.

Niedrigeinkommensländer: Län-
der mit niedrigem Einkommen laut
Definition der Weltbank. Dazu zähl-
en Länder mit einem Bruttonational-
einkommen pro Kopf von weniger
als 935 US-Dollar.

NRO/NGO: Nicht-Regierungsorga-
nisation/Non Governmental Organi-
sation

Odious Debts – „verabscheuens-
würdige Schulden“ oder Illegitime
Schulden: juristische Bezeichnung
für Schulden, bei deren Entstehung
die allgemeinen Sitten und Gebräu-
che des Geschäftsverkehrs gebro-
chen wurden. Dazu zählen vor allem
Schulden diktatorischer Regime, die
mit Wissen der Gläubiger zur Unter-
drückung und gegen die Interessen
der Bevölkerung des Schuldner-
landes verwandt wurden.

Pariser Club: Informeller Zusam-
menschluss von derzeit 19 Gläu-

bigerregierungen, der seit 1956 be-
steht. Im Pariser Club werden Um-
schuldungen und Schuldenerleicht-
erungen von Entwicklungshilfedar-
lehen und staatlich garantierten Ex-
portkrediten für einzelne Schuldner-
länder ausgehandelt. Nach einer
Einigung im Pariser Club werden die
rechtlich bindenden Abkommen auf
bilateraler Ebene mit der Schuldner-
regierung geschlossen.

PRGF - Poverty Reduction and
Growth Facility: Die Armutsre-
duzierungs- und Wachstumsfazilität
PRGF ist eine günstige Kreditlinie
des IWF für Niedrigeinkommens-
länder, die 1999 die ESAF ersetzte.
Die Ziele und Projekte der mit der
PRGF finanzierten Programme sol-
len sich am PRSP des betreffenden
Landes orientieren.

PRSP - Poverty Reduction Strategy
Paper: Strategiepapiere zur Redu-
zierung der Armut, die seit 1999 von
den Regierungen der IDA-only-
Länder in Zusammenarbeit mit der
Weltbank, dem IWF sowie der Zivil-
gesellschaft und weiteren Gebern
erstellt werden müssen. Sie erset-
zen die Policy Framework Papers,
in denen früher die Maßnahmen der
Strukturanpassungsprogramme
(SAP) festgelegt wurden. Die Pa-
piere sind Vorbedingung für günstige
Kredite sowie für Entschuldungen im
Rahmen der HIPC-Initiative. Sie de-
finieren die makroökonomischen,
strukturellen und sozialen Maß-
nahmen, die ein Land in Angriff neh-
men will, um eine Förderung des
Wirtschaftswachstums und eine Be-
kämpfung der Armut zu erreichen.
Ferner werden der Finanzbedarf
und die wichtigsten Finanzierungs-
quellen beschrieben. Vor der Verab-
schiedung eines endgültigen PRSP,
dessen Erarbeitung oft über ein Jahr
dauert, kann zunächst ein so ge-
nanntes Interims-PRSP erstellt wer-
den.

SAP – Structural Adjustment Pro-
gram: Strukturanpassungs-pro-
gramm des IWF.
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Schuldenrahmenwerk/Debt Sus-
tainability Framework – DSF: 2005
stellten IWF und Weltbank ein neues
Konzept zur Bestimmung von Schul-
dentragfähigkeit vor. Nach diesem
Konzept soll ein Land in Abhängig-
keit von dem bereits existierenden
Schuldenstand und von der Qualität
seiner öffentlichen Institutionen Zu-
gang zu mehr oder weniger neuen
Krediten (= Schulden) haben. Ziel
des DSF ist es ausdrücklich nicht,
den Erlassbedarf hinsichtlich der ex-
istierenden Schuldenbelastung zu
ermitteln.

Schulden-Export-Quote (auch
Schuldenquote): Verhältnis von
Schuldenstand zu den jährlichen Ex-
porteinnahmen. Rechnerisch wird
der Schuldenstand durch die jähr-
lichen Exporteinnahmen geteilt. Die-
se Quote wird als Indikator für Trag-
fähigkeitsanalysen verwendet. Hat
ein Land also einen Schuldenstand
in Höhe von 30 Millionen Euro und
Exporteinnahmen in Höhe von 20
Euro, so beträgt die Schulden-Ex-
port-Quote 150 Prozent; der Schul-
denstand ist anderthalb mal so groß
wie die Exporteinnahmen.

Schulden-BIP-Quote: Verhältnis
von Schuldenstand zum Betrag des
BIP eines Landes. Die Schulden-
BIP-Quote entspricht der wirtschaft-
lichen Leistung eines Landes, indem
sie die Summe aller Erwerbs- und
Vermögenseinkommen darstellt, die
innerhalb eines Jahres von den Ein-
wohnern dieses Landes geschaffen
wurden.

Schulden-Fiskaleinnahmen-Quo-
te: Verhältnis von Schuldenstand zu
den Staatseinnahmen aus Steuern
und Zöllen.

Schuldenbarwert-Export-Quote:
Verhältnis des Schulden Barwertes
eines Landes zu den jährlichen Ex-
porteinnahmen.

Schuldendienstquote: Verhältnis
der Summe der jährlichen Schulden-
dienste (also Zinsen und Tilgungen)
zu den jährlichen Exporterlösen ein-

es Landes. Dieses Verhältnis ist wie
die Schulden-Export-Quote ein Indi-
kator für eine Tragfähigkeitsanalyse.

SILIC - Severely Indebted Low In-
come Countries: Gruppe von 27
(Stand 2003) hoch verschuldeten
Ländern mit niedrigem Einkommen
laut Definition der Weltbank. Dazu
zählen Länder mit einem Bruttona-
tionaleinkommen pro Kopf von we-
niger als 736 US-Dollar, deren Bar-
wert des Schuldendienstes 220 Pro-
zent der Exporterlöse oder 80 Pro-
zent des Bruttonationaleinkommens
übersteigt.

SIMIC - Severely Indebted Middle
Income Countries: Gruppe von 19
(Stand 2003) hoch verschuldeten
Ländern mit mittleren Einkommen
laut Definition der Weltbank. Dazu
zählen Länder mit einem Bruttona-
tionaleinkommen pro Kopf zwischen
736 und 9.075 US-Dollar, deren Bar-
wert des Schuldendienstes 220 Pro-
zent der Exporterlöse oder 80 Pro-
zent des Bruttonationaleinkommens
übersteigt.

Terms of Trade: Austauschver-
hältnisse im internationalen Handel:
Darstellung der Beziehungen zwi-
schen den durchschnittlichen Aus-
fuhr- und Einfuhrpreisen eines Lan-
des oder einer Gruppe von Ländern.
Die Terms of Trade eines Landes
verbessern sich, wenn die im Export
erlösten Durchschnittspreise steigen
und/oder die für Importgüter be-
zahlten Preise sinken. Verhält es
sich umgekehrt, so spricht man von
einer Verschlechterung der Terms of
Trade. Es müssen dann mehr Güter
exportiert werden, um die Importe
bezahlen zu können. Meist bezeich-
net man mit den Terms of Trade die
reale Austauschrelation zwischen
Primärgütern - das sind Rohstoffe -
und Industriegütern.

World Bank/ Weltbank: Sie wurde
1944 zusammen mit dem IWF als
internationale Entwicklungsbank (In-
ternational Bank for Reconstruction
and Development – IBRD) gegrün-
det und hat 185 Mitgliedsstaaten.
Ähnlich wie beim IWF müssen An-
teile erworben werden, um dann ein

Mehrfaches dieser Anteile als Kredit
anfordern zu können. Auch die
Stimmrechte sind ähnlich verteilt wie
beim IWF. Ein Land kann nur dann
Mitglied der Weltbank werden, wenn
es auch Mitglied des IWF ist. Ziel der
Weltbank ist es, durch langfristige
Kreditvergabe und Beratung die wirt-
schaftliche und soziale Entwicklung
zu fördern. Dabei vergibt sie sowohl
Kredite zu marktnahen Konditionen
als auch zinsgünstige Kredite an die
ärmsten Entwicklungsländer.
Zusammen mit dem IWF hat sie
1996 die HIPC-Initiative gegründet.
Die Weltbank ist mittlerweile für viele
Entwicklungsländer der mit Abstand
größte Kreditgeber.

Weltbank-Gruppe: Besteht aus der
International Bank for Reconstruc-
tion and Development (IBRD), der
IDA, der IFC (International Finance
Corporation), MIGA (Multilateral In-
vestment Guarantee Agency, ge-
gründet 1985) und ICSID (Inter-
national Centre for Settlement of In-
vestment Disputes, gegründet
1966).

WSK-Rechte - Wirtschaftliche,
soziale und kulturelle Rechte: Das
ist unter anderem das Recht jedes
Menschen auf einen angemessenen
Lebensstandard für sich und die Fa-
milie, einschließlich ausreichender
Ernährung, Bekleidung und Unter-
bringung, sowie auf eine stetige Ver-
besserung der Lebensbedingungen
(Artikel 11 Absatz 1 des Internationa-
len Pakts über wirtschaftliche, so-
ziale und kulturelle Rechte - „Sozial-
pakt“, 1966); das Recht eines jeden
auf das für ihn erreichbare Höchst-
maß an körperlicher und geistiger
Gesundheit (Artikel 12), das Recht
eines jeden auf Bildung (Artikel 13)
sowie das Recht eines jeden, am
kulturellen Leben teilzunehmen und
an den Errungenschaften des wis-
senschaftlichen Fortschritts und sei-
ner Anwendung teilzuhaben (Artikel
15). Die Achtung, der Schutz und die
Förderung der bürgerlichen, politi-
schen, wirtschaftlichen, sozialen und
kulturellen Rechte für alle sind auch
Teil der UN-Millenniumserklärung
aus dem Jahr 2000 (Ziffer 25).
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1. In 2009 erschienene Monogra-
phien und Artikel

Die ausgewählten Neuerscheinungen
des Jahres 2009 beziehen sich mit we-
nigen Ausnahmen entweder auf die
zentrale Frage des Schuldenreports,
nämlich, ob eine neue Schuldenkrise
bevorsteht, oder auf das Thema Legi-
timität/Illegitimität von Schulden. Es
handelt sich fast durchweg um eng-
lischsprachige Titel:
Eine Bilanz der HIPC/MDRI-Entschul-
dungsinitiativen zieht alljährlich der
HIPC-Umsetzungsbericht von Welt-
bank und IWF (s. Abschnitt 2). Aus
NRO-Sicht kritisch setzen sich einige
Papiere damit auseinander: erlass-
jahr.de zusammen mit der Friedrich
Ebert Stiftung in Kaiser/Knoke/
Kowsky: Towards a Renewed Debt
Crisis; FES Dialogue on Globaliza-
tion Occasional papers Nr. 44 / June
2009; als Hardcopy kostenlos im
erlassjahr-Büro zu bestellen oder zum
Download über www.erlassjahr.de.
Weitere Veröffentlichungen zum glei-
chen Thema sind: EURODAD: Debt
in the Downturn; Brüssel 2009; über
www.eurodad.org sowie die Studie
des US-amerikanischen Think Tank
aus dem Umfeld der Obama-Regier-
ung "Center for Global Development":
Leo, B.: Will World Bank and IMF
Lending Lead to HIPC IV? Debt
Déjà-Vu All Over Again; CGD- Work-
ing Paper 193; Nov. 2009.
Sowohl mit der Frage von Schulden-
tragfähigkeit als auch der von NROs
in die Weltbank getragenen Dis-
kussion um illegitime Schulden be-
fasst sich eine umfangreiche Auf-
satzsammlung, welche die Weltbank
zur Jahrestagung 2009 in Istanbul
herausgegegeben hat: Braga,C.A.
and D.Dömeland: Debt Relief and
Beyond; World Bank 2009. Der Band
enthält überwiegend sehr technische
Papiere zur aktuellen und künftigen
Tragbarkeit von Auslandsschulden. In-
teressant ist das Werk, welches fast
ausschließlich aus er Feder von Welt-
bankern stammt, für Zahlenfuchser
und Statistikfreaks; vereinzelt brilliert
es mit unfreiwilliger Komik, wenn z.B.
versucht wird, der Sinnhaftigkeit eines
Konzepts Illegitimer Schulden mittels
ökonometrischer Formelsprache auf
die Spur zu kommen.
Zum Thema "Illegitime Schulden" hat
die Aktion Finanzplatz Schweiz eine
kommentierte Sammlung von Fall-

beispielen vorgelegt: Mader,M. and A.
Rothebühler (eds) : How to challen-
ge Illegitimate debt? Theory and Le-
gal case studies; zu bestellen oder
zum Download unter
www.aktionfinanzplatz.ch. Eine wich-
tige kritische Auseinandersetzung mit
dem traditionellen Konzept der "Odi-
ous debts" lieferen US-amerikanische
Jurist/innen von der Duke University:
LudingtonS. , M. Gulati, L.Brophy:
Demystifying  the Doctrine of Odi-
ous Debts; Duke Public Law & Le-
gal Theory Research Paper Series
No. 236;  March 2009.
Die Brücke zwischen Menschen-
rechten und der Frage nach der Le-
gitimität von Auslandsschulden schlägt
der "Sonderbeauftragte der Vereinten
Nationen für den Zusammenhang
zwischen Auslandsschulden und der
Gewährung von Menschenrechten."
Diesen sperrigen Titel hat der afrikani-
sche Jurist Dr. Cephas Lumina inne.
Sein erster Jahresbericht ist erschie-
nen als: Lumina, C.: Report of the
independent expert on the effects
of foreign debt and other related in-
ternational financial obligations of
States on the full enjoyment of all
human rights, particularly econo-
mic, social and cultural rights. 12.
August 2009; UN documents A/64/
289
Auf zwei weitere Veröffentlichungen
jenseits der beiden Hauptthemen-
felder sei noch hingewiesen: Eine sehr
gut zusammengestellte Broschüre
zum Thema "Geierfonds" hat die
französische "Platteforme Dette et
Développement" vorgelegt: Un vau-
tour peuten cacher un autre. Paris
2009. Zum Download unter http://
www.de t te2000 .o rg /da ta /F i l e /
EXE_FONDS_VAUTOURS_bd.pdf
Schließlich wird auch im akademi-
schen Bereich zunehmend die kriti-
sche Frage nach der inneren Logik
des aktuellen Schuldenmanagement
gestellt. Zum Ende des Jahres er-
schien dazu aus der Feder eines der
führenden UNCTAD-Volkswirte und
seiner Ko-Autoren: Panniz-za,U., F.
Sturzenegger, J. Zettemeyer: The
Law and Economics of Sovereign
Debt and Default. Journal of Eco-
nomic Literature 2009, 47.3, pp653-
700

Ausgewählte Internationale Literaturhinweise
2. Standardwerke und wichtige
Links zum Thema

Die Schuldenstrategie der Bundesre-
gierung wird ausführlich auf der Home-
page des Finanzministeriums be-
schrieben. Allerdings ist der Text schon
seit September 2008 nicht mehr aktua-
lisiert worden (die letzte Meldung da-
vor berichtet begeistert von einer
Schuldenregelung für Kamerun aus
dem Jahr 2005). Auch die auf Druck
der Entschuldungsbewegung endlich
veröffentlichten deutschen Forder-
ungsbestände und Schuldenerlasse
beziehen sich bei Drucklegung dieses
Schuldenreport noch auf Ende 2007.
Trotzdem ein gut lesbarer Einstieg aus
der Sicht eines Gläubigers: http://
bit.ly/bmf-strategie
Ebenfalls aus Gläubigersicht er-
scheint jedes Jahr das Standardwerk
"Global Development Finance" der
Weltbank. Die früheren "World Debt
Tables" werden allerdings inhaltlich
immer mehr ausgedünnt. So werden
Jahr für Jahr stets kritische Informa-
tionen heraus gesäubert wie z.B. die
früher mal berichtete Diskrepanz zwi-
schen vertraglich fälligem und tatsäch-
lich gezahltem Schuldendienst. Dafür
wird die CD immer teurer. Frei im Netz
verfügbar ist lediglich der erste Band,
welcher die relevanten Daten weniger
enthält denn interpretiert.
http://www.worldbank.org/gdf2009
Enger auf die Entschuldung der HIPC/
MDRI-Länder fokussiert ist der alljähr-
liche Umsetzungsbericht "Status of Im-
plementation Report". Er enthält eine
Fülle von Daten - relevante wie weni-
ger relevante - zur Entwicklung in den
40 Ländern, die aktuell Teil der Initia-
tive sind. Zum Download unter:
http://www.worldbank.org/hipc
Stets aktuelle Informationen zu The-
men und politischen Initiativen der
weltweiten Entschuldungswegung gibt
es außer auf  www.erlassjahr.de (und
im Blog unter www.erlassjahr.de/blog)
auf den Internet-Seiten der kontinen-
talen Netzwerke www.eurodad.org,
w w w . l a t i n d a d d . o r g ,
www.afrodad.org sowie der Län-
dernetzwerke www.jubileeusa.org
und www.jubileeAustralia.org
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